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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Reinhart, Weinberger, wanda Brunner, 

Dr. Lenzi, Mag. Guggenoerger, Dip1.Vw. rieber und Genossen naben am 18. 

Oktober 1984 unter der Nr. 963/J an die Bundesregierung eine schrift1icne 

parlamentarische Anfrage betreffend Anliegen der Tiro1er wirtschaft an 

den Tiro1er Landtag gerichtet, welche folgenden wortlaut hat: 

"1. Welche Maßnahmen der Bundesregierung trugen dazu bei, daß im Bundes
land Tiro1 der Wachstumsvorsprung gehalten, der none Bescnäftigungs
stand gesichert, die regionalen Ungleichgewichte geringfügig abgebaut 
wurden und der Wandel in der Branchenstruktur anhält? 

2. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung setzen, im Bundesland Tiro1 
den hohen Beschäftigungsstand durch Fortsetzung der aktiven Arbeits
marktpolitik, insbesondere im Bereich der Jugendbeschäftigung zu er
halten, die regionalen Ungleichgewichte durch eine ganzheitliche Re
giona1politik zu verringern, die Strukturanpassung und Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft durch eine gezie1te Innovations
politik zu unterstützen und den Umweltschutz im Rahmen einer lang
fristigen und kontinuierlichen Politik zu berücksichtigen? 

3. Welche Stellung bezieht die Bundesregierung zu den von der Tiro1er 
Handelskammer vorgebrachten 'Anliegen Tirols an die Bundesregierung', 
welche 'Anliegen' wurden bereits verwirklicnt oder stenen im Stadium 
der Verwirklichung und welche Voraussetzungen müßte vorerst das Land 
Tirol schaffen, damit seitens des Bundes bestimmte 'Anliegen' reali
siert werden Könnten und bei we"lchen 'Anliegen' nahm das Land Tirol 
bisher eine negative oder abwartende Haltung ein?" 

Ich beehre micn, diese Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt zu 

beantworten. 
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Aus Gründen der Ubersichtlichkeit erscheint es zweckmäßig, die Ma~nahmen 

der Bundesregierung für die Tiroler Wirtschaft nacn den in Frage kommen

den Ressorts getrennt darzustellen. Es werden jene Maßnahmen berücksich

tigt, die die jeweiligen Ressorts getroffen haben bzw. von diesen begon

nen und realisiert werden sollen. Dabei wird auch auf die Anliegen der 

Tiroler Handelskammer eingegangen. 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Bundeskanzleramt 

Zentrale Zielsetzung der Bundesregierung ist es, in Tirol wie im ganzen 

Bundesgebiet, bestehende Arbeitsplätze zu erhalten und nach Möglichkeit 

neue Arbeitsplätze zu schaffen. In besonderer Weise ist sie auch um die 

Verbesserung der Industriestruktur bemüht. Das Förderungsinstrumentarium 

und die strukturpolitischen Maßnahmen wurden so gestaltet, daß ein Durch

schlagen der schwierigen weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen gemildert 

wurde. Daß die gesetzten Maßnahmen in ihrer Gesamtheit richtig waren, 

zeigt sich an den Wirtschaftsdaten des Bundeslandes Tirol. Von allen 

österreichischen Bundesländern hat Tirol in den letzten Jahren 1981 und 

1982 das relativ höchste Wirtschaftswachstum erreicht, mit + 3,9 % für 

1983 und + 4,6 % für 1~84 zeichnen sich erneut Spitzenwerte ab. Trotz der 

gegebenen konjunkturellen Schwierigkeiten ist Tirol das einzige Bundes

land, in dem sich die Zahl der Arbeitsplätze in den vergangenen Jahren 

nicht verringert, sondern erhönt hat. 

Vom Ministerrat wurde am 1~.6.l984 ein Technologieförderungsprogramm mit 

Schwerpunkt Mikroelektronik beschlossen. Dieses ME-Förderungsprogramm 

umfaßt Maßnahmen zur Stärkung des einschlägigen Forschungs- und Entwick

lungspotentials und die Förderung der gezielten Anwendung der Mikroelek

tronik und Informationsverarbeitung für Produkt- und Prozeßinnovationen.

Für die Forschungs- und Entwicklungsförderung wurden dabei insgesamt 12 

Technologieschwerpunkte (u.a. Halbleitertechnologie, Mikroprozeßtechnik, 

Telematik, digitale Bildverarbeitung usw. ) festgelegt. Für 1985 werden 

dafür 30 Mio. S, für 1986 und 1987 je 70 Mio. S bereitgestellt werden. 

Für die Anwendungsförderung werden jänrlicn (1~8S - 1~87) 250 Mio. S zur 

Verfügung gestellt werden. Damit sollen insbesondere Unternehmensgründun-
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gen, Struktur- und Produktverbesserungen und Fertigungsüberleitungen ge

fördert· werden. Die max. Förderung pro Unternehmen und Jahr beträgt 10 

Mio. S. Ein Biotechnologieförderungsprogramm befindet sich in Vorberei

tung. Im Ranmen der Innovationspolitik der Bundesregierung darf auch auf 

die Gründung einer Innovationsagentur im Bundesministerium für Handel, 

Gewerbe und Industrie sowie auf die Innovationsförderung "wissenschafter 

für die Wirtschaft" des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung 

hingewiesen werden. 

Mit BGB1.Nr. 567/1983 wurde das Umweltfondsgesetz (in Kraft seit 

1.1.1984) verlautbart. Aufgabe des Umweltfonds (er wird vom Bundesmini

sterium für Gesundheit und Umweltschutz verwaltet) ist es, durch die Ge

währung von Fondsmitteln (1984 500 Mio. S; für 1985 ist eine Verdoppelung 

dieses Betrages vorgesehen) für Maßnahmen zum Schutz des Menschen und 

seiner Umwelt gegen Luftverunreinigung, Lärm (ausgenommen Verkehrslärm) 

und Belastungen durch Sonderabfälle beizutragen. 

Über das umfassende Förderungsinstrumentarium werden gegenwärtig sowohl 

vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie (direktes Förde

rungsinstrumentarium) als auch vom ßundesministerium für Finanzen (indi

rekte Förderungen) aktualisierte Informationsbroschüren ausgearbeitet. 

Darüber hinaus gibt es eine Aazaul solciler Informationsunterlagen (z. B. 

Investorenhandbuch des Bundesministeriums für Handel, Ge~erbe und Indu

strie; "Kreditmöglichkeiten für die gewerblicne wirtscilaft" der Bundes

kammer der gewerblichen wirtschaft bzw. Broscnüren ·der Girozentrale und 

Nationalbank sowie des Bundespressedienstes im Bundeskanzleramt). 

Zur Vereinfachung der Antragsverfahren im Rahmen des Förderungs~esens 

wurde seitens des Bundeskanzleramtes ein Einheitsformular ausgearbeitet, 

das von allen Finanzierungs- und Förderungsstellen benützt wird und eine 

wesentliche Erleichterung für den Förderungswerber darstellt. Darüber 

hinaus wird seitens des Verfassungsdienstes im Bundeskanzleramt der ge

samte bürokratische Organisationsablauf im Hinblick auf Vereinfacnungen 

geprüft. WIFO und IHS arbeiten dzt. an Auftragsstudien des Bundes über 

Entbürokratisierung im Förderungswesen. 
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Zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen besteht ein überaus um

fangreiches Förderungsinstrumentarium (BÜRGES, ERP, TOP, FGG, AMF, ÖKKAG, 

ME-Förderung usw.), auf das noch näher eingegangen wird. 

Zur Förderung wirtschaftlich benachteiligter Gebiete wurden zahlreiche 

regionale Förderungsmaßnahmen gesetzt. Auch für Tirol bestehen solche 

Sonderförderungen (Bund/Land Tirol - 100.000 S-AKtion und ERP-Grenzland

programm für Osttirol, Berggebieteförderung für das obere Lechtal). 

Die Zinsenstützungsaktion 1978 der Bundesregierung für Kleinkraftwerke 

wurde vom Ministerrat im Juli 1984 bis zum 31.12. 1~87 verlängert und 

diverse Erleichterungen (Wegfall der Untergrenze einer Engpaßleistung, 

wegfall der Mindestkredithöhe) beschlossen. 

Neben den strukturpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung für Arbeits

markt- und Wirtschaftsförderung (wie beispielsweise das ERP-Normalpro

gramm) haben die primär regionalpolitischen Förderungsaktionen des Bundes 

dazu beigetragen, die regionalen Ungleichgewichte abzubauen und die Ver

besserung der Wirtschaftsstruktur auch in den benachteiligten Regionen 

sicherzustellen. 

Zu den in Durchführung des ÖROK-Konzepts 1981 im Einvernehmen mit dem 

Land Tirol ausgewiesenen wirtschaftlicnen Problemregionen zählen: 

a) entwicklungsschwache (ländliche) Problemgebiete 

der pol. Bezirk Lienz 

der Bereich Oberes Lechtal des pol. Bezirkes Reutte. 

b) strukturschwache (ind~strielle) Problemgebiete 

die Standorträume Imst und Landeck. 

Der politische Bezirk Lienz wurde vom ßund auf Grund seiner strukturellen 

Probleme bereits ab dem Wirtscnaftsjahr lY76/77 in das Förderungsgebiet 

für das ERP-Grenzland-Sonderprogramm mit den oekanntlich außerordentlicn 

günstigen Konditionen aufgenommen, ab 1979 zusätzlich in das Förderungs

gebiet der Berggebiets-Sonderaktion des Bundeskanzleramtes. 
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Seit 1983 wurde zwischen der Bundesregierung und der Tiroler Landesregie

rung ein Sonderförderungsprogramm für Osttirol verhandelt, durch das -

neben der Weiterführung laufender Aktionen - zusätzliche Mittel für die 

Verbesserung der Wirtschaftsstruktur und für Infrastrukturmaßnahmen ein

gesetzt werden können. 

Im Rahmen des Osttirol-Sonderförderungsprogrammes~rden ab dem Jahre 

1983 bis Oktober 1984 folgende Aktionen eingerichtet bzw. Maßnahmen ge

setzt: 

Weiterführung der Berggebietssonderaktion des Bundeskanzleramtes; 

aus dieser Aktion wurden in Osttirol bisher 2 Proje~te mit einem Zuschüs

sen in der Höhe von 2 Mio. S gefördert (Tirol gesamt: 3 Projekte, In

vestitionsvo1umen 12,5 Mio. S Förderungssumme 3 Mio. S). 

Weiterführung des ERP-Grenzlandsonderprogrammes für Osttirol; 

aus dieser AKtion wurden in Osttiro1 bisher 12 Projekte mit begünstigten 

Krediten in der Höhe von 69 Mio. S gefördert (Investitionsvolumen gesamt: 

195,6 Mio. S, neugeschaffene Arbeitsplätze: 540). 

Gemeinsame Regionale Sonderförderung des Bundes und Landes lirol für Ost

tiro1 (100.000,-- S - Aktion; seit Anfang 1984 in Kraft); 

aus dieser Aktion wurden bisher 3 Investitionsvorhaben mit einem Gesamt

volumen von 80 Mio. S und einer Förderungssumme von 15,3 Mio. S geför

dert, wodurch 153 Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert werden konnten. 

Gemeinsame Förderungsaktion Bund und Land Tirol für den Nationalpark Hohe 

Tauern Osttirol (eingerichtet 1984); 

von bisher vorliegenden 16 Anträgen hat die Beurteilungskommission 11 als 

förderungswürdig eingestuft (Investition~volumen gesamt: 14 Mio. S, För

derungshöhe: 6 Mio. S). 

Aus der Nationalparkförderungsaktion des Bundesministeriums für Gesund

heit und Umweltschutz wurden bzw. werden in den Jahren 1983/84 für Ein

richtungen des Nationalparks Hohe Tauern in Osttirol 2,56 Mio. S zur Ver

fügung gestellt. 
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Aus der im April 1984 in Kraft gesetzten Erweiterung der Förde~uugsa~tio

nen des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie, insbesondere 

die gemeinsame Fremdenverkehrs-Aktion des Bundesministeriums für Handel, 

Gewerbe und Industrie und des Landes Tirol ("Hausaktion"), 

die BÜRGES-Aktion nach dem Gewerbestrukturverbesserungs-Gesetz 1969, 

die BÜRGES-Fremdenverkehrs-Sonderaktion, 

die BÜRGES-Kleingewerbekreditaktion, 

konnten bisher bereits 80 Projekte durch begünstigte Kredite in der Höhe 

von 67 Mio. S gefördert werden. weitere 53 Ansuchen mit einer beantragten 

Förderungssume von 71 Mio. S stehen derzeit in Bearbeitung. 

Für die Verstärkung der Fremdenverkehrswerbung für Osttirol stellen Bund 

und Land Tirol in den Jahren 1984 - 1986 zusätzliche 6 Mio. S zur Verfü

gung. 

Der gesamte politische Bezirk Lienz, die Standorträume Imst und Landeck 

und der Bereich Oberes Lechtal des politischen Bezir~es Reutte werden 

seit 1984 in das Förderungsgebiet der 40 %igen Investitionsprämie einbe-

zogen. 

Ein ERP-Sonderprogramm für Entwicklungsgebiete existiert nicht, damit 

dürfte wohl das ERP-Sonderprogramm für die Kohlenbergbau- und Grenzlands

gebiete angesprochen sein. 

Der geforderten Einbeziehung des Oberen Lechtales und von Teilgebieten 

der Bezirke Imst und Landeck in das ERP-Sonderprogramm für die Grenzge

biete gegenüber der CSSR, Ungarn und Jugoslawien oder für Kohlenbergbau

gebiete kann mangels Vorliegens von Voraussetzungen nicht entsprochen 

werden. Wie bereits ausgeführt, kommen für diese Gebiete bereits andere 

spezifische Regionalförderungsaktionen des Bundes zur Anwendung (Bergge

biets-Sonderaktion des Bundeskanzleramtes, 40 %ige Investitionsprämie). 
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Zu den Anregungen der Handelskammer an das Land Tiro1, die Betriebsan

siedlungsaktivitäten für wirtschaftliche Problemregionen besser zu koor

dinieren und zu verstärken und vor allem in Richtung Serviceleistungen 

auszubauen, kann seitens des Bundes folgendes bemerkt werden: 

Wie die 1982 erfolgte Einrichtung der ICD (Industrieansiedlungsgesell

schaft) und der Sonderaktion des Bundeskanzleramtes für regionalpoliti

sche Beratungs- und Betreuungseinrichtungen zeigt, mißt der Bund dem Aus

bau von Beratungs- und Servicestellen für Investoren große Bedeutung zu. 

Derartige Serviceleistungen sind vor allem für wirtschaftliche Problemre

gionen vordringlich. Am Beispiel der ICD oder der vom Bund zu 50 % finan

zierten Kärntner Betriebsansied1ungs- und Beteiligungsgesellschaft 

(BABEG) kann bereits heute der Erfolg derartiger Einrichtungen zahlen

mäßig nachgewiesen werden. 

Seitens des Bundes wurde dem Land Tiro1 im Railmen des Sonderförderungs

programmes Osttirol die Gründung einer Osttiro1er Entwick1ungs- und Be

teiligungsgese11schaft nach dem Muster der Kärntner BABEG vorgeschlagen. 

Das Land Tirol hat bisher diesen Vorschlag abgelehnt. 

Im Rahmen der Zinsenstützungsaktion 1978 der Bundesregierung wurden fol

gende Förderungen vergeben: 

Industrie: (1979 - 1980) Für 38 Förderungsfälle wurden rd. 959 Mio. S 

zinsengestützte Kredite bewilligt. Die Gesamtinvestitionen von rd. 1,51 

Mrd. S ermöglichten die Schaffung von 868 neuen Arbeitsplätzen. Der An

teil des Bundeslandes Tirol betrug 3,93 %. 

Kleinkraftwerke (ab 1980): Für 9 Kleinkraftwerke wurden 588 Mio. S zin

sengestützte Kredite vergeben. Die Gesamtinvestitionen beliefen sich auf 

795 Mio. S. Der Anteil Tirols an den Gesamtvergaben betrug 34,10 %. 

Bezüglich der ERP-Kredite wird auf die Beilage I verwiesen. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Für das Bundesland Tirol wurden im Rahmen der Bundesgebäudeverwaltung -

staatlicher Hochbau (ßundesgebäudeverwaltung I und Bundesgebäudeverwal

tung 11) in den Jahren 1970 bis 1984 Mittel in Höhe von insgesamt rund 
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4.265,3 Mio. Saufgewendet bzw. für 1984 veranschlagt. Auf Neubauten ent

fallen davon rund 3.l75~8 Mio. S~ auf Maßnahmen für die Gebäudeernaltung 

rund 842,5 Mio. S und auf Aufwendungen im Rahmen des FAG rund 247,0 Mio. 

S. Durch die Bereitstellung dieser Mittel Konnten in diesen Janren 48 

größere Bauvorhaben mit Gesamtkosten in Höhe von rund 2.904,8 Mio. S fer

tiggestellt werden. Darüber hinaus wurden noch 4 Scnulbauten - im wege 

des Leasing - mit Gesamtbaukosten in Höhe von rund 450,6 Mio. S fertigge

stellt • 

Ressortmäßig gliedern sich diese in Tirol seit 1970 fertiggestellten 

größeren Bauvorhaben (ab 10,0 Mio. S) wie folgt: 

Anzaill d. Objekte Baukosten in Mio.S 

Schulen der Unterrichtsver-
waltung: +) 16 1.093,2 

Schulen der ~issenschaftsver-
waltung: 6 1.070,0 

Bauten für die Landesverteidi-
gung: 9 401,1 

Land- und forstwirtschaftliehe 
Schulen und Anstalten: 3 39,6 

Sonstige Bundesbauten: 16 528,5 

Sport bauten: 2 223,0 

Insgesamt 52 3.355,4 

+) davon Leasingbauten 4 450,ö 

Die im Rahmen des staatlichen Hochbaues im Bundesland Tirol eingesetzten 

finanziellen Mittel konnten laufend erheblich gesteigert werden. Betrug 

der Ausgabenerfolg 1970 noch rund 113,4 Mio. S so erreichte er 1983 be

reits rund 645,0 Mio. S. Die Steigerung der eingesetzten Mittel beträgt 

somit rund 470 %. Der verstärkte Einsatz von Bundesmitteln hat damit dem 

allgemeinen Wandel in der Branchenstruktur entgegenge~irKt und einen we

sentlichen Beitrag zur möglichsten Stabilisierung des Beschäftigungsstan

des in der Bauwirtschaft geleistet. 

Für die Fortsetzung derzeit laufender größerer Neubauvorhaben sind für 

1985 rund 343 Mio. S vorgesehen. Von den derzeit im Planungsstadium be-
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findlichen Bauvorhaben sind insbesondere 6 Vorhaben für Schulen der 

Unterrichtsverwaltung mit derzeit geschätzten Gesamtherstellungskosten 

von rund 232 Mio. Sund 16 Amtsgebäude für verschiedene Ressortzweige mit 

derzeit geschätzten Gesamtherstellungskosten von rund 330 Mio. S anzu

führen. Für nächstes Jahr ist darüber hinaus der Baubeginn von 2 größeren 

Schulbauvorhaben mit derzeit geschätzten Gesamtbaukosten in Höhe von rund 

380 Mio. S beabsichtigt. 

Im staatlichen Hochbau wurden bereits vor Jahren wesentliche Initiativen 

zur Berücksichtigung der Erfordernisse des Umweltschutzes gesetzt. Hiebei 

sind insbesondere die sehr strengen Anforderungen an den erhöhten Wärme

schutz bei Bundesgebäuden sowie der Einsatz von Alternativenergieanlagen 

sowie der Anschluß von Bundesgebäuden an Fernwärmeversorgungsanlagen an

zuführen. 

So werden derzeit bereits 31 Bundesgebäude in Tirol mit einem Rauminhalt 

von insgesamt rund 753.000 m3 und einem Anschlußwert von 24,7 M~ mit 

Fernwärme versorgt. Als Alternativenergieanlagen gelangten beispielsweise 

bei der seit 1982 im Betrieb befindlichen HfBLA Jenbach Sonnenkollektoren 

und ~ärmepumpen zum Einsatz. Ein weiteres Beispiel ist die seit über 2 

Jahren bestehende Holzschnitzelfeuerungsanlage für den wirtschaftstrakt 

des Schlosses Innsbruck-Ambras. 

Von den derzeit im Bau befindlichen Anlagen ist insbesondere der Neubau 

der Standschützenkaserne in Innsoruck-Kranebitten (gescnätzte Gesamther

stellungskosten rund 420,00 Mio. S) zu erwähnen, bei welchen die ~ärme

versorgung größtenteils (98 %) mittels Sonnenkollektoren (übrigens mit 

dem größten Erdspeicher Europas) und ~ärmepumpen erfolgen wird. Bei dem 

in Kitzbühel im Bau befindlichen Amtsgebäude (geschätzte Gesamtherstel

lungskosten rund 60,00 Mio. S) erfolgt die ~ärmeversorgung ebenfalls 

größtenteils mittels ~ärmepumpen. 

Diese Zanlen und Beispiele zeigen deutlich, daß auch in Zukunft von den 

Maßnahmen im Rahmen des staatlichen Hochbaues wertvolle Impulse für die 

Tiroler Wirtschaft und für den Umweltschutz ausgehen werden. 
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Von der Bundesstraßenverwaltung wurden im Zeitraum von 1970 bis 1983 für 

Bundesstraßen im Land Tirol 19,6 Mrd. S ausgegeben. Für das Jahr 1984 

sind Ausgaben von rd. 1,1 Mrd. S vorgesehen. 

Im Rahmen des wasserwirtschaftsfonds und der wohnbauförderung werden 

ebenfalls diverse Vorhaben im Bundesland firol gefördert. 

Bundesministerium für Finanzen 

Die Steuerpolitik der Bundesregierung hat in den Jahren seit 1970 beson

ders auf die Belange der Klein- und Mittelbetriebe Rücksicht genommen. 

Während der Periode 1979 bis 1984 wurde zum Beispiel die gewerbesteuer

liehe Belastung der Klein- und Mittelbetriebe durch zweimalige Anhebung 

des Freibetrages von S 40.000 auf zunächst S 60.000 und nunmehr auf 

80.000 S - der Freibetrag wurde somit in einem Zeitraum von nur vier 

Jahren verdoppelt - deutlich verringert; zugleich wurde auch der Freibe

trag für die Hinzurechnung von Dauerschuldzinsen von S 10.000 auf S 

50.000 angehoben und eine zusätzliche Verbesserung der Hinzurechnung der 

den Freibetrag übersteigenden Dauerschuldzinsen beschlossen. Die Gewerbe

kapitalsteuer wurde durch die Initiative der Bundesregierung überhaupt 

abgeschafft; die dritte Etappe dieser Maßnahme wird im Jahre 1986 voll 

wirksam sein. Diese Politik der Entlastung der Klein- und Mittelbetriebe 

wurde auch im Abgabenänderungsgesetz 1984 konsequent weiterverfolgt: 

Durch Anhebung der für Kleinbetriebe relevanten Freibeträge und Freigren

zen bei der Lohnsummensteuer um 50 % werden die Kleinbetriebe österreich

weit um 100 Mio. S entlastet werden. 

Auch auf dem Gebiet der übrigen Ertragsteuern wurden für Klein- und Mit

telbetriebe in der Periode ab 1979 spürbare Erleichterungen vorgesehen. 

Erwähnt sei in diesem Zusammenhang nur die Verbesserung der Rücklage vom 

nichtentnommenen Gewinn. 

Auch auf dem Gebiet des Beteiligungsfondsgesetzes wurden von der Bundes

regierung beachtenswerte Initiativen für Klein- und Mittelbetriebe ge

setzt: Durch ein vom Bundesministerium für Finanzen initiiertes 

Gentlemen's Agreement der Beteiligungsfondsgesellschaften wird sicherge

stellt, daß auch Klein- und Mittelbetriebe in Beteiligungsfonds aufgenom

men werden. 

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)10 von 59

www.parlament.gv.at



- 11 -

Die Schaffung des Beteiligungsfondsgesetzes war ein erster und wicntiger 

Schritt in Richtung einer Verbesserung der Eigen- und Risikokapitalbil

dung. Auch die Erhöhung des Ausmaßes der Rücklage vom nichtentnommenen 

Gewinn verbessert die Möglichkeit der Eigenkapitalbildung der Betriebe. 

Wo immer möglich und zielführend, wird die Bundesregierung auch weitere 

Überlegungen in diese Ricntung anstellen. 

Die Reform der Getränkesteuer kann nur im Zusammenwirken der Finanzaus

gleichspartner realisiert werden. Zum Zuge kommen primär die Länder und 

Gemeinden und nicht der Bund. 

Mit der Einführung einer erhöhten Investitionsprämie von 40 % in wirt

schafltichen Problemgebieten wurde eine Alternative zur bisher einseitig 

gewinnorientierten indirekten Investitionsförderung eingeführt. Aucn für 

die wirtschaftlichen Problemgebiete Tirols, insbesondere für den gesamten 

politischen Bezirk Lienz, somit für ganz Osttirol, sowie für Gemeinden 

der Bezirke Imst, Landeck und Reutte ist diese erhönte Investitionsprämie 

vorgesehen. 

Die Bundesregierung hat Mitte 1981 für die industriell-gewerbliche wirt

schaft in Österreicn die TOP-Kreditaktion zur Förderung von Vornaben 

hoher struktur- und leistungsbilanz-politiscner Relevanz eingericotet. Im 

Rahmen dieser Aktion stenen zinsgünstige Kredite zur Finanzierung von 

Investitionsvorhaben zur Verfügung, mit deren riilfe international konkur

renzfänige, "intelligente" und technologieintensive Produkte hergestellt 

werden. Seit Jahresbeginn 1984 wurde diese Förderungsaktion erweitert und 

im Förderungskatalog die Finanzierung sogenannter immaterieller Investi

tionen einbezogen. Mit dieser Erweiterung der TOP-Aktion wird dem organi

satorischen und logistischen Bereich industriell-gewerblicner Unterneh

mungen Rechnung getragen. Insgesamt wurden bisher im Rahmen dieser Aktion 

Kredite an Unternehmungen im Bundesland Tirol von 807 Mio. S vergeben. 

Die Fortführung der Ausbaumaßnahmen beim deutsch-österreichischen Gemein

schaftszollamt Kiefersfelden zur Verbesserung der Abfertigungsverhältnise 

ist unter österreichischer Kostenbeteiligung vorgesehen. Darüber hinaus 

wird die österreichische Zollverwaltung im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

auch weiternin um Verbesserungen im Transitverkehr auf der Strecke 

Klefersfelden-Brenner bemüht sein. 
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Tiroler Flughafenbetriebsges.m.b.H.: 

Alle wesentlichen Investitionen auf dem Flughafen Innsbruck werden im 

sogenannten Treuhandvermögea, also im Namen und für Rechnung der betei

ligten Gebietskörperschaften, vorgenommen. Zur Finanzierung der laufenden 

Ausbauvorhaben sind in der gegenwärtigen Legislaturperiode von seiten des 

Bundes 9,8 Mio. S im Jahr 1~83 und 7,7 Mio. S im Jahr 19d4 geleistet wor

den. weitere Anforderungen aus dem Bundeshaushalt für den Rest der lau

fenden Legislaturperiode sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Zum generellen steuerlichen Forderungsprogramm der Bundeskammer der ge

werblichen Wirtschaft: 

Die hier aufgestellten umfangreichen Forderungen laufen in weitem Umfang 

auf eine zusätzliche Aushöhlung der Bemessungsgrundlage für die Ertrags

besteuerung hinaus und würden überdies zusätzliche Abgabenausfälle bewir

ken. Bei der Entscheidung, ob solche Vorschläge verwirklichbar sind, wer

den diese Gesichtspunkte entscheidend mitberücksichtigt werden müssen. 

Die im internationalen Vergleich hohen Investitionsquoten und die Verbes

serungen der Wirtschaftsstruktur sind auch Ergebnis der Förderungspolitik 

der Bundesregierung, welche in einem Nebeneinander von direkten und indi

rekten Maßnahmen besteht. Dieses historisch gewachsene System' bedarf -

vor allem im direkten Bereich - einer Anpassung an die veränderten Bedin

gungen. Das Förderinstrumentarium ist in zunehmendem Maße auf qualitative 

Aspekte auszurichten. Die Umgestaltung VOn Förderungsaktionen in diese 

Richtung wird daher fortgesetzt werden. Die Bundesregierung hat dazu eine 

Aroeitsgruppe eingesetzt, deren Aufgabe die Effizienzprüfung des be

stehenden Systems der wirtschaftsförderung ist. Bis Ende dieses Jahres 

sollen erste Vorschläge zur Verbesserung des Fördersystems vorliegen. 

Die Gebietsabgrenzung für die 40 %ige Investitionsprämie erfolgte im we

sentlichen anhand des im Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzes gülti

gen Raumordnungskonzeptes. Eine Änderung des Gebietsstandes sollte daher 

nur aufgrund eines neuen bzw. geänderten Raumordnungskonzeptes erfolgen. 
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Zur "Reform des Finanzausgleiches zugunsten der Länder und Gemeinden, 

insbesondere auch Gewährung von Zweckzuschüssen an entwicklungsschwache 

Problemgebiete": 

nie Verhandlungen über den neuen Finanzausgleich wurden am 18. September 

d.J. abgeschlossen. Er bringt eine relative Besserbehandlung der Gemein

den. nie Länder erfuhren bereits durch das Maßnahmenpaket der Bundesre

gierung eine gewisse Bevorzugung, sodaß insgesamt Vorteile für Länder und 

Gemeinden zulasten des Bundes gegeben sind. Zweckzuschüsse für entwick

lungsschwache Problemgebiete sind nicht vorgesehen~ da hier im Bereiche 

der Regionalförderung ohnedies eine Reihe von Maßnahmen gesetzt werden. 

Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

Zur Unterstützung firols in den Bemühungen um die Herstellung einer Erd

gasversorgung: 

Bezüglich allfällig erwarteter Mittel aus dem Umweltfonds ist festzuhal

ten, daß auf Grund des Umweltfondsgesetzes -wie auch der Ausschuß des 

Nationalrates für Gesundheit und Umweltschutz anläßlich der BescUlußfas

sung im Ausschußbericht festgehalten hat - Umweltschutz projekte, die kom

petenzmäßig in den "Pflichtaufgabenbereich" einer Gebietskörperschaft 

fallen, als auch solche der Energieversorgungsunternehmen nicht aus Mit

teln des Umweltfonds gefördert werden sollen. 

Somit bestehen grundsätzlich aus dem Titel der Energieversorgung für den 

Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz als Vorsitzender des Um

weltfonds keine Möglichkeiten, Fondsmitteln für die Einrichtung von Erd

gasleitungen im Land Tirol freizumachen. 

Nicht ausgeschlossen ist es allerdings, im Einzelfall Fondsmittel an nacn 

den Richtlinien förderungsfähige Unternehmen für solche Projekte zu ver

geben, bei denen im Rahmen einer Umstellung von Heizöl auf umweltfreund

licheres Erdgas zusätzlich auch Investitionen zu einer gezielten Be

kämpfung der Schadstoffemissionen, insbesondere NO x getätigt werden. 
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Zum Ausbau des Umweltfonds: 

In den Verhandlungen mit dem Bundesministerium für Finanzen konnte er

reicht werden, daß die für 1985 für den Umweltfonds vorgesehenen Budget

mittel auf eine Milliarde Schilling aufgestockt werden. 

Zur raschen Ausarbeitung des SonderabfallbeseitigungsKonzeptes des Bundes 

und Realisierung der Sonderabfalldeponie in Asten/OÖ. unter maßgeblicher 

finanzieller Beteiligung des Bundes: 

Gemäß § 21 des Sonderabfallgesetzes hat der Bundesminister für Gesundheit 

und Umweltschutz unter Befassung der in ihrem wirKungsbereich berührten 

Bundesminister und der Bundesländer ein Rahmenkonzept für die Beseitigung 

von Sonderabfällen auszuarbeiten. Dieses hat jedenfalls unter Bedacht

nahme auf Art, Menge und Ort des Anfalls von Sonderabfällen eine Darstel

lung des Entsorgungsbedarfs und der Einrichtungen zur Sammlung und schad

losen Beseitigung von Sonderabfällen in Österreich sowie die auf di~sem 

Gebiet erforderlichen Planungen einschlie~lich deren finanzielle Auswir

kungen zu enthalten. Dieses Konzept ist bis zum 1. Jänner 1986 zu veröf

fentlichen. 

In Vorbereitung dieses Konzepts hat das Österreichische Bundesinstitut 

für Gesundheitswesen soeben eine bundes~eite Abfallerhebung durchgeführt, 

deren Ergebnisse derzeit ausgewertet werden. Auf Grund dieser Auswertung 

wird das Österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen in weiterer 

Zusammenarbeit mit dem Forschungszentrum Seibersdorf die fachlichen 

Grundlagen für das Sonderabfallbeseitigungskonzept erstellen. Dieses wird 

bis längstens zum gesetzlich fixierten Termin vorgelegt werden. 

Zur Realisierung der Sondabfallbeseitigungsanlage in Asten ist festzuhal

ten, daß der Bund bereit war, sich mit namhaften Mitteln an der Errich

tung dieser Anlage, deren Planung bereits auf das Jahr 1976 zurückreicnt, 

zu beteiligen. 

Im Hinblick auf die diesbezüglichen Aussagen maßgeblicher oberöster

reichischer Landespolitiker dürfte dieses Projekt nunmehr allerdings 

nicht weiter verfolgt werden. 
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Da ein wirksamer Vollzug des Sonderabfallgesetzes auch dadurch behindert 

wird, daß derzeit in ganz Österreich kaum ein Standort für eine Sonderab

falldeponie zur Verfügung steht, hat der Bundesminister für Gesundheit 

und Umweltschutz auch in einem persönlichen Schreiben alle Landeshaupt

männer ersucht, geeignete Deponiezustandorte zu nennen mit dem Ziel, daß 

möglichst für jedes Bundesland eine eigene Sonderaofa11deponie zur Verfü

gung steht. 

Derartige Vorschläge werden mit Sicherheit im Sonderabfa11beseitigungs

konzept des Bundes berücksichtigt werden. 

Zur beschleunigten Lösung des Problems der Spitalfinanzierung: 

Der Abschluß einer Vereinbarung gemäß Art. 1Sa B-VG über die Krankenan

staltenfinanzierung mit dem Ziel einer weiteren Verlängerung des Kranken

ansta1ten-Zusammenarbeitsfonds um drei Jahre steht bevor. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

Außenhandelspolitik 

Ausgehend von dem Umstand, daß eine regionale Wirtschaftspolitik ohne 

gleichlaufende Bemühungen der Bundespolitik nicht erfolgreich sein kann, 

ist im Bereich des Außenhandels auf die exportorientierte Handelspolitik 

zu verweisen, die von einem wirksamen Exportförderungssystem flankiert I 

wird. Auch können die wirtschaftspolitischen Aktivitäten des Bundes in 

Richtung eines verstärkten Freihandels und des Abbaues von Handelshemm

nissen in diesem lusammenhang schon aus der geografischen Lage Tirols 

nicht außer acht gelassen werden. In diesem Zusammenhang sei auch die 

erfolgreiche Gestaltung der Möglichkeiten des Warenaustausches im Rahmen 

des ACCORDINO verwiesen, die als Unterstützung der österreichischen Süd

tiro1po1itik und gewissermaßen als ein Teil der wirtschaftlichen Basis 

der sogenannten Paketlösung angesehen wird. 

Im Kontakt mit ausländischen Großlieferanten für Produkte nach Österreich 

(VW-Konzern, BMW, MERCEDES, OPEL, THYSSEN, ESSO usw.) wurden insbesondere 

für die Tiroler Klein- und Mittelbetriebe Zu1iefermög1ichkeiten eröffnet. 
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Hervorzuheben ist, daß erst in jüngster 'Zeit mit IBM-Austria ein lulie

ferseminar in Innsbruck agbgehalten wurde, welches regen Zuspruch aus den 

Kreisen der Tiroler Wirtschaft hatte. 

Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftsförderung 

Diese Thematik wurde bereits beim Bundeskanzleramt und Bundesministerium 

für Finanzen behandelt. 

Innovationspolitik 

Was die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft durch eine ge

zielte Innovationspolitik anlangt, so ist darauf hinzuweisen, daß das 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie anfangs d.J. den Län

dern eine Ausdehnung der bewährten Bund/Bundesländerzusammenarbeit auf 

dem Gebiet der Rohstofforschung, Rohstoffversorgungssicherung und Ener

gieforschung auf den Gesamtbereich der technischen Innovation angeboten 

hat. Im Rahmen dieser Kooperation sollen auch im Bundesland Tirol innova

tive Vorhaben gemeinsam gefördert werden. Insbesondere könnten auf diese 

Weise betriebliche Innovationen vor allem in Klein- und Mittelbetrieben 

Tirols, die von anderen Förderungsaktionen nicht oder nicht ausreichend 

erfaßt werden, gefördert werden. Das Bundesministerium für Handel, Gewer

be und Industrie hat den zuständigen Stellen des Amtes der .firoler Lan

desregierung vorgeschlagen, geeignete Projekte gemeinsam zu prüfen und im 

Falle eines positiven Prüfungsergebnisses zu fördern. Derzeit steht ein 

konkretes Projekt in Vorbereitung. 

Umweltschutz im Bereich des Straßenverkehrs 

Die generelle gesetzliche Verpflichtung zur Katalysator-Ausstattung von 

neuzugelassenen Kraftfahrzeugen wird zum frühest möglichen Zeitpunkt im 

Gleichschritt mit den umweltpolitisch fortschrittlichsten westeuropä

ischen Staaten eingeführt werden. Die Bundesregierung wird dafür Sorge 

tragen, daß - beginnend mit 1. April 1985 - verbleites Normalbenzin durch 

unverbleites Norma~benzin hönerer Qualität ersetzt wird. Ab 1. Oktober 
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1985 wird es in Österreicn kein verbleites Normalbenzin mehr geben. Da

durch wird die Bleibelastung in Österreich um zumindest 100 t jährlicn 

herabgesetzt werden. 

Durcn die 14. Novelle zur Kraftfahrgesetz-Durcnführungsverordnung wurde 

der höchstzulässige Anteil am Benzol in Kraftstoffen für Otto-Motoren mit 

5 Volumensprozent festgelegt. 

In der derzeit in parlamentarischer Behandlung stehenden 8. Novelle zum 

Kraftfahrgesetz ist auch eine Absenkung des Scawefelgehaltes in Diesel

kraftstoffen auf 0,3 % sowie eine jährliche Kontrolle der Einstellung von 

Vergaser und Zündung vorgesehen. 

Zur Wahrung des Strompreisvorteils in Tirol als wesentlichen Standortfak

tor der heimischen wirtschaft: 

Die Strompreisfestsetzung für die einzelnen Landesgesellschaften erfolgt 

jeweils unter Berücksicntigung der besonderen wirtschaftlichen Verhält

nisse der betreffenden Landesgesellschaft. Daraus erklärt sich auch das 

relativ niedrige Strompreisniveau jener Landesgesellschaften, die seit 

jeher einen verhältnismäßig hohen Anteil billiger hydraulischer Energie 

erzeugen. Seitens der Preisbehörde besteht nicht die Absicht, diesen 

Preisvorteil der westlichen Bundesländer zu beseitigen und einen bundes

einheitlichen Strompreis einzuführen. 

Die Umstellung des Tarifes auf das SAFE-Tarifmodell ist Sache des jewei

ligen EVU. Vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie werden 

solche Tarifumstellungen grundsätzlich begrüßt. Von der TIWAG wurde ein . 
Antrag auf Einführung des SAFE-Tarifmodells bereits ange~ündigt. 

Die Regelung der Preise für Stromeinspeisungen in das öffentliche Netz 

wurde mit Ausnahme bestimmter Lieferungen über die Landesgrenzen vom Bun

desministerium für Handel, Gewerbe und Industrie an die Landeshauptmänner 

delegiert. Weiters wurde den Landeshauptmännern empfohlen, sicn bei der 

Festsetzung der Preise für Einspeisungsstrom möglichst an die farifsätze 

der Verordnung des Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

für grenzüberschreitenden Einspeisungsstrom zu nalten. Von Tirol wurde 
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dieser Empfehlung auch Rechnung getragen, sodaß in Tirol die rreise für 

Einspeisungsstrom in den letzten vier Jahren wesentlich stärker gestiegen 

sind als die Strompreise im allgemeinen. 

Konsequente Bekämpfung der Schwarzarbeit: 

In der Entschließung des Nationalrates vom 20. OKtober 1983 betreffend 

die Eindämmung der Schattenwirtschaft wurde ausgeführt, "daß die be

stehenden Bestimmungen gegen unbefugte Gewerbeausübung in Hinkunft stren

ger eingehalten und kontrolliert werden müssen. Dabei sollen Strafsank

tionen in einer den Strafrahmen wirksamen ausschöpfenden weise verhängt 

werden. Dies wäre durch entsprechende Verwaltungsanweisungen sicherzu

stellen". 

In Verfolg dieser Entschließung hat das Bundesministerium für Handel, 

Gewerbe und Industrie Ende Jänner 1984 einen sehr eingehenden Erlaß be

treffend die Eindämmung der Schattenwirtschaft an die Herren Landeshaupt

männer gerichtet, der wesentlich zur zweckentsprechenden Information der 

mit der Pfuscherbekämpfung befaßten Gewerbebehörden beiträgt. 

Bereitstellung von Finanzierungsmitteln 

in Form von Budgetmitteln, Kapitalzuführungen etc. 

Im Jahre 1978 wurde im Rahmen der Kraftwerksgruppe "Zemm-Ziller" der Bau

beschluß für die Errichtung des Speicnerkraft~erkes "Liller" mit einer 

Leistung von 350 Mw und Gesamtkosten von etwa 7,6 Mrd. S gefaßt (Preisba

sis 1983). Dieses Kraftwerk soll im Jahre 1986 in Betrieb genommen wer

den. Im Jahre 1983 wurden rd. 1~17 }trd. S investiert. 

Unbeschadet der endgültigen Klärung hinsichtlich der ~eiteren Vorgangs

weise beim Projekt Speicherkraftwerk Dorfertal-Matrei wurden von der Ost

tiroler Kraftwerke GesmbH (OKG, zu 51 % im Eigentum der Republik Öster

reich) im Jahre 1983 Ausgaben in der Höhe von ca. 20 Mio. S (nur Bundes

anteil) getätigt, die für Aufscnließungsbauten, Ersatzleistungen und Pla

nungskosten verwendung fanden. Für das Jahr 1~84 sind ungefähr 12 Mio. S 

Aufwendungen für Pacht, Ablösen, Entscnädigungen und dergleichen geplant. 

Die gesamten Investitionskosten für das SpeicherkraftwerK werden sien -
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bei einer geplanten Engpaßleistung von 450 Mw und einem Regelarbeitsver

mögen von 407 G~h- - onne Kapitalkosten auf ca. 12,3 Mrd. S belaufen. 

Für die Elektrifizierung aus Bundesmitteln wurde im September 1983 einem 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen ein BuaJesdarlenen in Höhe von 

658.000,-- S gewährt. Im Zuge einer in Vorbereitung stehenden Bundesfi

nanzgesetznovelle sollen noch im Jahre 1984 Bundesdarlehen in Höne von 1 

Mio. S an zwei Elektrizitätsversorgungsunternehmen vergeben werden. 

Diese Darlehen dienen dem Ausbau von privat- und gemeindeeigenen Versor

gungsanlagen, damit eine gesicherte Stromversorgung gewährleistet ist. 

Sie haben eine Laufzeit von 12 Jahren und werden mit drei Prozent p.a. 

verzinst. 

Im Rahmen einer Sonderaktion für Kleinkraftwerke wurde aus budgetären 

Mitteln im September 1983 einem Unternehmen ein Investitionszuscnuß in 

Höhe von 900.000,-- S zugewiesen. Im Jahre 1984 konnte für die Errichtung 

einer Trafostation und die zugenörigen Kabelleitungen zur Nahversorgung 

im Gebiet Thal - Assling ein Investitionszuschuß in Höhe von 100.000,-- S 

und einem zweiten Unternehmen für die Errichtung eines Kleiilwasserkraft

werkes ein Zuschuß von 450.000,-- S angewiesen werden. 

Diese Investitionszuschüsse aus budgetären Mitteln dienen der wiederin

standsetzung, dem Umbau oder Ausbau und der Neuerrichtung von Kleinkraft

werken und der dem Unternehmen zugenörigen Leitungsanlagen. Für energie

wirtschaftlicn förderungswürdige Investitionen kann eine einmalige Geld

zuwendung in Höhe von maximal 10 v.H. der gesamten Investitionssumme ge-
r 

währt werden. 

Investitionen der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts AG (Verbund

gesellschaft - 100 Prozent Bundeseigentum) für Leitung~vorhaben 

Die 380 kV-Leitung UW Westtirol bis zur Staatsgrenze UW Pradella 

(Schweiz) mit Gesamtinvestitionskosten von 800 Mio. S wurde nahezu fer

tiggestellt. Im Janre 1983 betrugen die Aufwendungen rd. 18 Mio. S. 
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Für die 220 kV-Leitung von Obersielach nach Lienz wurde für das Jahr 1982 

die Auflage des zweiten Tellleiters projektiert und das Projekt fast fer

tiggestellt. Die Gesamtaufwendungen werden rd. 100 Mio. S betragen, wovon 

im Jahre 1983 noch 6,6 Mio. S investiert worden sind. 

Vorgesehen ist der 380 kV-Ausbau UW Lienz mit einer voraussichtlichen 

Inbetriebnahme im Jahre 1989. In diesem UW Lienz wird auch die Aufstel

lung eines Trafos (2 x 600 MWV) geplant. Die Gesamtaufwendungen werden 

rd. 400,3 Mio. S betragen. 

Des weiteren ist die Umstellung der 200 kV/380 kV-Leitung Lienz nach 

Kaprun auf 380 kV vorgesehen unter gleichzeitiger Auflegung des 2. 

Systems (ca. 86 km). Ein Gesamtinvestitionsaufwand von rd. 196,7 Mio. S 

wurde veranschlagt. 

Geplant ist die Errichtung einer 380 kV-Leitung vom UW Tauern (Bundesland 

Salzburg) bis nach Zell am Ziller-UW Westtirol. Die Projektkosten dieses 

Teilstückes wurden mit l,3d2 Mrd. S veranschlagt. 

Förderungen gemäß § 8 Abs. 4 Z. 4 Einkommensteuergesetz 1972 i.d.g.F. 

(vorzeitige Abschreibung in der Höhe von 60 %) 

In den Jahren 1983 und 1984 wurde, das Bundesland Tirol betreffend, je

weils ein Antrag eingebracht. Für beide Kleiuwasserkraftwerke wurden Be

scheinigungen gemäß § 8 Abs. 4 Z. 4 EStG 1972 i.d.g.F. ausgestellt. 

Förderungen nacn dem Energieförderungsgesetz 1979 

Gemäß § 2 Abs. 4 EnFG 1979 wurden im Jahre 1983 zwei das Bundesland rirol 

betreffende Projekte als elektrizitätswirtschaftlich zweckmäßig beschei

nigt. Derzeit liegen drei weitere Ansuchen gemäß S 2 Abs. 4 EnFG 197~ 

vor, von denen eines bereits im Elektrizitätsförderungsbeirat behandelt 

und als elektrizitätswirtschaftlich zweckmäßig empfohlen wurde. Die bei

den übrigen Anträge werden in die nächste Sitzung des o.e. Beirates ein

gebracht. 

Gemäß § 11 Abs. 2 EnFG wurde im Jahre 1983 ein Projekt als energiewirt

schaftlich zweckmäßig bescheinigt. 
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Meßgeräte-Aktion 

Im Rahmen der Meßgeräte-Aktion für Industriebetriebe wurde von einer 

Tiroler Firma um einen Investitionszuschuß für die Anschaffung von Ener

gieverbrauchsmeßgeräten angesucht. Vorläufig wurde ein Investltionszu

schuß in Höhe von rd. 280.000 S zugesagt. 

Förderung der Fernwärme gemäß Bundesgesetz vom 10. Dezember 1982 über die 

Förderung der Versorgung mit Fernwärme (Fernwärmeförderungsgesetz), 

BGB1.Nr. 640/1982 

Gefördert werden: 

a) Investitionen für Fernwärmeerzeugungs- und Verteilanlagen innerhalb 

eines bestimmten Fernwärmeausbauprojektes, sofern mit deren Verwirk

lichung in der Zeit vom 1. Jänner 1983 bis 31. Dezember 1985 begonnen 

wird; 

b) die Erstellung von Konzepten und Studien. 

Die Förderung kann entweder in Form von Zinsenzuschüssen oder sonstigen 

Geldzuwendungen gewährt werden. Die Förderung des Bundes wird jedoch von 

einer Förderung des Projektes durch andere Gebietskörperschaften, in de

nen diese Vorhaben zum Tragen kommen, abhängig gemacht. 

zu a) Im Rahmen dieses Gesetzes soll in näcnster Zeit ein Fernwärmepro

jekt zur Förderung eingebracht werden. Aus diesem Grund haben be

reits Verhandlungen auf Beamtenebene z~ischen Bund und Land begon

nen, die auf den Abschluß einer vom Gesetz geforderten diesbezüg

lichen Vereinbarung abzielen. 

zu b) Gemäß § ~ des Fernwärmeförderungsgesetzes 1982 wurde im Bundesland . 

Tirol folgende Studie gefördert: 

- regional-kommunales Energiekonzept der Stadtgemeinde Telfs 

(Zuschuß: S 50.000,--) 
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Tarifsystem - RücKlieferungspreise für eleKtrische Energie aus indu

striell-gewerblichen Eigenanlagen und KleinKraftwerKen 

Nachdem sich das neue SAFE-Tarifsystem in der Praxis bewährt hat und auch 

die Vorar1berger Kraftwerke AG seit 1983 eine den Vorar1berger Verhält

nissen entsprechende Variante zur Anwendung bringt, ist das ßundesmini

sterium für Handel, Gewerbe und Industrie bemüht, dieses Tarifsystem auch 

im Versorgungsbereich anderer Elektrizitätsversorgungsunternehmen zu ver

wirklichen. 

Bei einem soeben in Vorar1berg stattgefundenen Hearing über die Auswir

kungen des VKw-Tarifsystems wurde seitens der TIWAG erKlärt, dal3 ernste 

Bestrebungen seitens dieser Gesellschaft bestehen, das neue Tarifsystem 

in ihrem Versorgungsgebiet - nicht zuletzt im Hinhlick auf das geo

graphische Naheverhältnis zu Vorar1berg - zu übernehmen. 

Durch obzitierte Einführung des neuen Tarifsystems in Tiro1wäre eine 

Tarifentzerrung im Bereich der gewerblichen Tarifabnehmer gegeben. 

Was die RücK1ieferpreise für eleKtrische Energie aus industriell-gewerb

lichen Eigenanlagen und Kleinkraftwerken betrifft, wird festgestellt, daß 

die Bestimmung der Preise für Lieferungen e1e~trischer Energie aus Klein

kraftwerken in das öffentliche Netz bereits 1978 an die Landeshauptmänner 

delegiert wurde und sich die BundesKompetenz lediglich auf Einspeisungen 

bezieht, bei denen sich die jeweilige Stromerzeugungsanlage des liefern

den Unternehmens in einem anderen Bundesland befindet als der Sitz des 

beziehenden Unternehmens. 

Auf Grund der wiederholt an die Landeshauptmänner ergangenen Empfehlung, 

sich in ihrer Preis bestimmung an die vom Bund verordneten Preise für 

"grenzüberschreitende Lieferungen" zu halten, haben sich allerdings die 

Einspeisungstarife für hydraulische Einlieferung aus KleinKraftwerken in 

das öffentliche Netz zwischen 1979 und 1983 bis zu 180 Prozent erhöht. 

Das ist in jedem Fall ein Vielfaches der seitens des Bundesministeriums 

für Handel, Gewerbe und Industrie der Verbundgesellschaft und den Landes

gesellschaften im Vergleichszeitraum genehmigten Strompreisernönung. 
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Raumordnung und Energie 

Raumstruktur und Energieversorgung sind in vielfacher Weise miteinander 

verknüpft. Einerseits stellen Lagerstätten, Kraftwer~e,verteilungsanla

gen wesentliche Elemente der Raumstruktur dar, andererseits bestimmen 

ßebauungsstruktur, Siedlungsstruktur, Verkenrssystem, wirtscnaftsstruktur 

wesentlich Umfang und Zusammensetzung des Energiebedarfes mit. 

Die Bundesregierung mißt daher der bestmöglichen Koordination von Ener

giepolitik und Raumordnungspolitik auf der Grundlage der sachlichen 

Wechselbeziehungen sowie der Berücksichtigung gegenseitiger Interessen 

höchste Bedeutung zu. 

Energie und Umwelt 

Die Nutzung von Energie ist stets ein Umwandlungsprozeß, der letztlich 

immer mit Auswirkungen auf die Umwelt verbunden ist. Nahtstelle für die 

Entstehung der Umweltbeeinträchtigungen durch Energienutzung sind daher 

jene Vorgänge, bei denen Energie oder Energieträger umgewandelt werden, 

gleichgültig, ob es sich dabei um die Umwandlung in Sekundärenergie (etwa 

bei der Stromerzeugung) oder in Nutzenergie (duren den Letztveroraucner) 

handelt. 

Die Bundesregierung mißt der Vermeidung von Belastungen der Umwelt durch 

die Energienutzung und -umwandlung grö~te Bedeutung zu. Der Kampf gegen 

Luftschadstoffe, die für den Menschen und seine Lebensgrundlagen gefähr

lich sind, gegen den sauren Regen und gegen das walJsterben ist ent

schlossen aufgenommen worden. 

Im Rahmen der Gewerbeordnung 1973 sind verstärkt umweltrelevante Faktoren 

zu berücksichtigen. Durch die gemeinsam mit dem Umweltfondsgesetz be

schlossenen Novelle zur Gewerbeordnung vom 21.10.1983 hat der Bundesmini

ster für Gesundheit und Umweltschutz überdies die Möglichkeit, bei ge

werblichen Betriebsanlagen die Vorschreibung von Umweltschutzauflagen zu 

beantragen, wenn der Betrieb einer Anlage zu Beschwerden von Nachbarn 

führt und durch Messungen eine beträchtliche Belastung der Umwelt durcn 

Luftschadstoffe, Lärm oder Erschütterungen nachgewiesen ist. 
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Im Berggesetz 1975 sind bereits Umweltscnutzbestimmungen bei der Förde

rung von Energieträgern zur Sicherung der Oberflächennutzung nach Beendi

gung der Bergbautätigkeit enthalten. 

Im Dampfkessel-Emissionsgesetz (1980) und den Durchführungsverordnungen 

hiezu wurden sowonl für Neuanlagen als auch Altanlagen Emissionsgrenz

werte für verscniedene Schadstoffkomponenten festgelegt, wodurch bereits 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt entscheidende Emissionsreduktionen erreicht 

wurden. 

Im Forstgesetz und in der 2. Verordnung gegen forstschädliche Luftverun

reinigungen wurden in einem Stufenplan Mal3nahmen gegen das waldsterben 

durch wirkungsbezogene Immissionsgrenzwerte (Schwefeldioxid, Fluor- und 

Chlorwasserstoff und Staub) und E~issionsbeschräo~ungen für Anlagen ab 2 

Mw Brennstoffwärmeleistung oder mit mehr als 6 Kg Sa2/h festgelegt. 

Im Sonderabfallbeseitigungsgesetz von 1983 ist insbesondere die Entsor

gung gesundheitsgefährdender Stoffe geregelt. 

Bundesweit erfolgte in den Jahren 1982 bis 1984 eine Aosenkung des Schwe

felgehaltes 

bei Ofenheizöl von 0,5 % auf 0,3 % 

- bei Heizöl leicht von 1,5 % auf 0,5 % 

- bei Heizöl mittel von 2,5 % auf 1,0 % 

bei Heizöl scnwer von 3,5 % auf 2 %. 

Darüber hinaus sind in regionalen Rechtsvorschriften weitergehende Rege

lungen enthalten. 

Besondere Schwerpunkte für künftige Maßnahmen zur umweltverträglichen 

Energienutzung werden sein: 

Durch die von der Bundesregierung beabsichtigte Novellierung des 

Elektrizitätswirtscnaftsgesetzes werden die Elektrizitätsversorgungs

unternenmen veranlaßt werden, bei ihrer TätigKeit verstärkt den Ge

sichtspunkten des Umweltschutzes sowie des sinnvollen Einsatzes von 
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Primärenergie Rechnung zu tragen. In diesem Zusammenhang weist die 

Bundesregierung darauf hin, daß beabsichtigt ist, die S02-Emissionen 

aus Anlagen des Verbundkonzerns von ca. 35.000 t/a im Jahr 1978 auf 

ca. 800 t/a im Jahr 1987 abzusenken. 

Nach Inkrafttreten der 8. Kraftfanrgesetz-NolTe11e wird die Bundesre

gierung unverzüglich im Verordnungswege den höchstzulässigen Schwe

felgehalt in Dieselöl mit 0,3 % begrenzen. Des weiteren ist vorge

sehen, daß ab 1985 mindestens 20 % des Heizö1-schwer-Ausstoßes mit 

einem maximalen Schwefelgehalt von 1 % angeboten wird. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, in einem weiteren Stufenplan 

bereits ab 1987 den Schwefelgehalt im Dieselkraftstoff von 0,3 % auf 

0,15 % abzusenken. Anzustreben ist in weiterer Folge ein Schwefelge

halt im üfenneizö1 von 0,15 % sowie ein ~chwefe1geha1t von generell 1 

% im Heizöl schwer. 

Umweltpolitische Maßnahmen 

Nutzung der Wasser~raft 

Die Bundesregierung wird der Nutzung der Wasserkräfte auch aus umwelt po

litischen Gründen höchste Priorität einräumen. Sie verkennt dabei nicht, 

daß insbesondere mit der Errichtung von Großkraftwerken weitgehende Ver

änderungen für das betroffene Gebiet verbunden sind. Angesichts des Aus

maßes dieser mit dem Bau und insbesondere dem Rückstau verbundenen Verän

derungen wird sie sicherstellen, daß die mit einem Kraftwerksprojektver

bundenen nachteiligen Folgen auf ein Mindestmaß eingeschränkt werden. 

Kalorische Stromerzeugung 

Die zur Deckung des Bedarfes an elektrischer Energie erforderliche Erzeu

gung aus kalorischen Kraftwerken hat strengsten umweltpolicischen Anfor

derungen zu entsprechen. Die Bundesregierung wird 

genauestens überwacnen, ob Anlagen der Ele~trizitätswirtschaft, die 

den nunmenrigen gesetzlichen Anforderungen nicht mehr entsprechen, 

saniert oder stillgelegt werden; 
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sorgfältig darauf achten, daß die einscnlägigen Rechtsvorschriften 

entsprechend der Weiterentwicklung des Standes der technik verschärft 

werden. So wird sie eine weitere Ahsenkung der in der 2. Durchfüa

rungsverordnung zum Dampfkessel-Emissionsgesetz enthaltenen Emis

sionsgrenzwerte enestmöglich vorsehen; 

im Rahmen ihres Wirkungsbereiches künftig bei der Standortwanl von 

kalorischen Kraftwerken insbesondere dem Gesichtspunkt der Abwärme

nutzung aus Kraft-Wärme-Kupplungsanlagen höchste Priorität einräumen; 

den ehestmöglichen Abschluß einer für die Erlassung eines Bundesge

setzes im Rahmen des Kompetenztatbestandes "Maßnahmen zur Abwehr von 

gefährlichen Belastungen der Umwelt, die dur ca die Überschreitung von 

Immissionsgrenzwerten entstehen" erforderlichen Vereinbarung mit den 

Ländern über diese Immissionsgrenzwerte anstreben. Nach Aosco.luß die

ser Vereinbarung wird sie unverzüglich ein Immissionsschutzgesetz dem 

allgemeinen Begutaco.tungsverfahren zuleiten. 

Stromleitungen 

Das Hocn- und Höchstspannungsleitungsnetz führt bei aller Unentbehrlich

keit für die öffeatlicne Elektrizitätsversorgung zwangsläufig zu Beein

trächtigungen des Landschaftsbildes und gelegentlich bei unvermeidlicher 

Querung geschützter Landscaaftsteile auch zu begrenzten Beeinträcatigun

gen des Naturschutzes. Diese Beeinträcntigungen können im Einzelfall 

durch einen sorgfältig ausgewogenen Kompromiß Zwiscaen den Erfordernissen 

der wirtschaftlichen und sicheren leitungsgebundenen Versorgung einer

seits und des Landschaftsschutzes, der Ökologie und des Naturschutzes 

andererseits reduziert werden. 

Die Bundesregierung erachtet es daher als selbstverständlich, daß bei 

jeder Trassenführung die spezifischen geographischen und ökologischen 

Verhältnisse genauest untersucht werden. Insbesondere erwartet die Bun

desregierung von der Ele~trizitätswirtschaft eine Verringerung der Lei

tungstrassen durcn Führung auf Mehrfachgestängen oder Parallelführungen 

in bereits bestenenden Leitungsschneisen. Wo die Führung mehrerer Systeme 

auf Mehrfachgestängen möglich sein wird, ist eine erheblicne Reduktion 

der Maststützpunkte möglicn. Allerdings erfordern derartige Menrfachlei-

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)26 von 59

www.parlament.gv.at



- 21 -

tungen wesentlich höhere und breitere Masttragwerke, sodaß im Einzelfall 

der Nutzen solcher Menrfachleitungen für den Landscnafts- und Naturscnutz 

genau abzuwägen sein wird. 

Die bisweilen verlangte Verkabelung der Hoch- und Höcnstspannungsleitun

gen als Schutzmal3nanme für Umwelt und Landsci.'laft ist aUl3ernalb des ße

reiches dicntest verbauter Stadtzentren beim neutigen Stand der Kaoel

technik noch nicht zu vertreten, da sie im Vergleicn zu nonen Spannungs

freileitungen ein Vielfaches des technischen Aufwandes kostet und zudem 

im Bereich der Verfügbarkeit und Betriebssicnerneit erheblicne Nacnteile 

aufweist. 

Kosten der Umweltschutzmaßnahmen 

Die Bundesregierung verkennt nicht die Tatsache, daß die verstärkten Maß

nahmen des Umweltschutzes in der Ele~trizitätserzeugung und -verteilung 

zu zusätzlichen Kosten für die Elektrizitätswirtschaft führen, die über 

den Strompreis abgegolten werden müssen. Die Bundesregierung ist aber 

davon überzeugt, daß im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Kosten

Nutzen-Betrachtung diese Kosten durch den positiven Umwelteffe~t und den 

damit verbundenen Gesellschaftsnutzen mehr als aufgewogen werden und daß 

diese einem wachsenden Verständnis der Bevölkerung entspricnt. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

Nahezu das gesamte Bundesland Tirol genört zum landwirtschaftlichen 

Hauptproduktionsgebiet ·'Hochalpen". Die Maßnahmen des Bergbauernsonder

programmes kommen zwar unmittelbar den landwirtschaftlichen Betrieben 

zugute; die dadurch bewirkte Ernönung der Kaufkraft der Landwirte belebt 

aber die gesamte Wirtschaft des betreffenden Gebietes. 

Fast 10.000 Tiroler Bergbauern erhalten jährlich den Bergbauernzuscnuß 

des Bundes - 1983 flossen aus diesem Titel 73 Mio. S nach Tirol, 1984 

werden es voraussichtlich 78 Mio. S sein. 

Im Jahre 1~83 wurde 945 landwirtschaftlichen Betrieben in Tirol ein zins

verbilligter Agrarinvestitionskredit gewänrt (Gesamt volumen 244 Mio. S). 

Für Bergbauernbetriebe übernimmt der Bund 50 % der jeweiligen Kreditzinsen. 
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Fast 1.500 landwirtschaftlicne Betriebe in 'firol erhielten 1983 im Rahmen 

der landwirtscnaftlichen Regionalförderung eine Investitlonsbeihilfe aus 

Bundesmitteln. (Gesamtaufwand 32 11io. S). 

Im Zuge der Ver~enrserscnließung konnten mit Hilfe von Bundesmitteln i~ 

Jahre 1983 in 'firol 101 Bergbauernnöfe an das verkenrsnetz und im Kahmen 

der Telefonförderung 242 BergbauernDetriebe an das Fernsprecrmetz ange

schlossen werden. 

Für die Wildbach- und Lawinenverbauung wurden im Jahre 1983 für Vorhaben 

im Land Tiro1 seitens des Bundes 135 Mio. Saufgewendet. 

Für den Schutzwasserbau wendet der Bund in Tiro1 1984 rund 100 Mio. Sauf. 

Insgesamt ist zu sagen, daß dank des seit dem Jahre 1970 ständig ausge

bauten Bergbauernsonderprogrammes die Einkommensunterschiede zwischen 

landwirtschaftlichen Betrieben in den bergbäuerlichen Erscl:l\verniszonen 

und in Gunstlagen spürbar gemi11ert werden konnten. 

Laut Grünem Bericht 1983 erzielten die Berghauernhetriebe ein Gesamtein

kommen von 92 % des Bundesdurchschnittes aller landwirtscnaftlicher Be

triebe. 

Je Hektar reduzierter landwirtscnaftlicher Nutzfläcne naben die Berg

bauernbetriebe Investitionen im Ausmaß von ~4 % des Bundesdurcnscnnittes 

aller landwirtschaftlicher Betriebe vorgenommen. 

Der durch das Bergbauernsonderprogramm erreichte Abbau der innerlandwirt

schaftlichen Disparität wirkt sich zweifellos auch auf die Gesamtwirt

schaft des Bundeslandes Tirol positiv aus. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Der hohe Beschäftigtenstand im Bundesland Tirol konnte durch die Fort

setzung der aktiven Arbeitsmarktpolitik gesicnert werden. Im Ranmen die

ser Politik wurden durch die Aroeitsmarktverwaltung allein in den letzten 

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)28 von 59

www.parlament.gv.at



- 29 -

fünf Jahren rund 190 Mio. S zur Sicherung und Schaffung von Arbeits

plätzen in Tirol aufgebracht (gemäß §§ 2?, 35 und 39a Arbeitsmarktförde

rungsgesetz). Diese Mittel wurden überwiegend Klein- und Mittelbetrieben 

zur Verfügung gestellt, die sich auf Grundlage einer betriebswirtschaft

lichen Uberprüfung als grundsät~lich lebensfänige Unternehmen auswiesen 

und deren Existenz aus beschäftigungspolitischer Sicnt von wesentlicher 

Bedeutung war bzw. ist. 

Neben der Scnaffung bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen wurde - wie z.B. im 

Rahmen der Textil-west-Lösung - strukturpolitischen Merkmalen hohe Bedeu

tung beigemessen. 

Zur Frage nach Maßnahmen in wirtschaftlich benachteiligten Gebieten wird 

der Vollständigkeit nalber darauf hingewiesen, daß beim Bundeskanzleramt 

gemeinsam mit dem Land Tirol eine diesbezügliche Sonderförderungsaktion 

durehgefünrt wird. Darüber ninaus wird auch von der AroeitsmarKtverwal

tung in jedem einzelnen Fall die beschäftigungspolitische und strukturpo

litische Relevanz eines Betriebes berücksicntigt. 

Neben der Förderung investiver Maßnahmen stellen auch gezielte Schulungs

maßnahmen einen wichtigen Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik dar, insbe

sondere auch im Bereich der Jugendbeschäftigung. Auf Basis des Arbeits

marktpolitischen Jugendprogramme~ 1984/85 (Beilage 11) wurden im Bereich 

des Landesarbeitsamtes Tirol die aus der Beilage 111 ersichtlicnen Maß

nahmen für junge Menschen ergriffen. 

Der Wandel in der Branchenstruktur (Ausweitung des Dienstleistungssek

tors) wird sicnerlich im Zuge des Fortscnrittes im Bereicn der Mikroelek

tronik weiter anhalten. Die Arbeitsmarktverwaltung wird sich im Bestre

ben, allenfalls dabei auftretende strukturelle Probleme soweit als mög

lien hintanzuhalten, mit entsprechenden Aktivitäten darauf einstellen. 

Einen Uberblick über die finanziellen Aufwendungen für den Einsatz ar

beitsmarktpolitischer Instrumente vermittelt die Beilage IV. 

Die Arbeitsmarktverwaltung wird zu Erreicnung der angefünrten Zielsetzun

gen ihre erfolgreiche Politik fortsetzen. Das heißt, sie wird die Ent-
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wicklung auf dem Arbeitsmarkt weiterhin beobachten, entsprechende Schwer

punktprogramme und Konzepte erstellen, ihre Organisation weiterentwic~eln 

und das Arbeitsmarktservice noch verbessern (Ausbau des Einsatzes der EDV 

im Service- und Leistungsbereich). Selbstverständlich wird sie auch dafür 

Sorge tragen, daß die erforderlichen Budgetmittel bereitgestellt werden 

können. 

Wie bereits erwähnt, wird das Bundesministerium für soziale Verwaltung 

seine aktive ArbeitsmarktpolitiK, insbesondere im Bereich der Jugendbe

schäftigung fortsetzen. 

Bereits im Jahre 1982 hat die Bundesregierung zur Erhaltung und Sicherung 

der Jugendbeschäftigung ein MaJ3nahmenpai<.et beschlossen. Ein wesentlicher 

Teil davon war das in das 2. Beschäftigungsprogramm der Bundesregierung 

aufgenommene Jugendprogramm 'd2, das v.a. die Schaffung zusätzlicher Ar

beits- und Ausbildungsplätze, die Bereitstellung eines ausreichenden An

gebots der Arbeitsmarktausbildung und die Förderung der geographischen 

und beruflichen Mobilität vorsah. In den Folgejanren wurde dieses Jugend

programm fortgesetzt. 

Die Maßnahmen des Arbeitsmarktpolitischen Jugendprogrammes 1984/85 ent

halten eine Reihe von Maßnahmen für 15- bis 19-jährige Jugendliche, für 

19- bis 25-jährige Arbeitsuchende sowie fördernde Maßnahmen für auslän

dische junge Menschen. Die einzelnen Maßnahmen sind detailliert in der 

Beilage Ir angeführt. 

Eine weitere Wöglichkeit, die Jugendbeschäftigung zu fördern, bietet das 

seit Beginn dieses Jahres gültige Aktionsprogramm zur Schaffung zusätz

licher Beschäftigungsmöglichkeiten (8.000), das als "Aktion 8.000" in das 

Arbeitsmarktpolitische Jugendprogramm 1984/85 aufgenommen wurde. Im Rah

men dieser Aktion können Betriebe (betriebl. Schulung, Einstellungsförde

rung), Gemeinden, Vereine, gemeinnützige Einrichtungen und lokale Be

schäftigungsinitiativen (Arbeitsbeschaffung durch nichtinvestive Förde

rung) gefördert werden, wenn sie Arbeitsplätze für arbeitslose Jugend

liche und Langzeitarbeitslose bereitstellen. Durch diese sogenannte Ar

beitsbescnaffungsmaßnahmen (AHM) im Rahmen der "AKtion 8.000" ist eine 
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Möglichkeit geschaffen worden, Lücken im sozialen Versorgungsnetz zu 

sch1ießen~ die Wohn- und Arbeitswelt zu verbessern, kulturelle und sozia

le Aktivitäten zu fördern und den Umweltschutz zu aKtivieren. 

Zur Erhaltung eines hohen Beschäftigtenstandes im ßereich der Jugendbe

schäftigung führt das Landesarbeitsamt Tirol eine ~eihe von Berufsvorbe

reitungskursen für arbeitsplatzsuchende Pflichtschulabgänger und Handels

schulabsolventen, Ausbildungslehrgänge für AHS-Maturanten sowie für 

Schul- und Studienabbrecher, Schulungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Akade

miker- und Absolvententrainings und Kurse zur Vorbereitung auf die Lehr

abschlußprüfung durch. Die einzelnen Kursmaßnahmen sind aus der Beilage 

111 ersichtlich. 

Entsprechende Kursmaßnahmen zur Förderung qualifizierter Dauerarbeits

plätze enthält die Beilage V. 

Wie bereits erwähnt, berücksichtigt die ArbeitsmarKtverwaltung in jedem 

einzelnen Förderungsfall den beschäftiguugspo1itischen und strukturpoli

tischen Aspekt. So wurde auch im Rahmen der Textil-~est-Lösung neben der 

Schaffung bzw. Sicuerung von Arbeitsplätzen struKturpolitischen Meritmalen 

hohe Bedeutung beigemessen. 

Aus der Erkenntnis, daß die Strukturverbesserung der österreichischen 

Wirtschaft eine unumgäng1icue Voraussetzung für die Sicherung der länger

fristigen Beschäftigung darstellt, wurde schon 1981 ein Akzent in dieser 

Richtung in der Arbeitsmarktförderung gesetzt. Im arbeitsmarKtpolitischen 

Schwerpunktprogramm 1982 findet sich bereits die Formulierung, daß bei 

Betriebsförderungen neben dem beschäftigungssicuernden Aspekt einer Maß

nahme ihr Beitrag zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur ein maßgeb

liches Kriterium sein muß. 

Auch das Instrument der Arbeitsmarktausbildung Kann strukturpolitisch 

eingesetzt werden. Die Flexibilität der Aroeitsmarktausbi1dung ermöglicht 

eine rasche Anpassung der angebotenen Maßnahmen an veränderte Erforder

nisse des Arbeitsmarktes und die zu erwartende Künftige EntwiCKlung. Die 

Arbeitsmarktausbildung ermöglicht es dem Einzelnen, fehlende Kenntnisse 
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und Fertigkeiten marktgerecht nachzuholen, individuelle Defizite zu ver

ringern und neue, auf Grund mod~rner Technologien erforderliche Qualifi

kationen zu erwerben. 

Bezüglich der wirtschaftspolitischen Grundsätze im Zusammenhang mit der 

Schaffung und Sicherung von Aroeitsplätzen und der Förderung der wirt

schaftlich benachteiligten Gebiete kann festgehalten werden, daß sich die 

Arbeitsmarktverwaltung im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten an den vor

gegebenen Grundsätzen orientiert. 

Daß auch seitens der Arbeitsmarktverwaltung den mittelständischen Betrie

ben (bis zu 100 Beschäftigten) in ßelangen der Arbeitsplatzsicherung 

und -schaffung ein nicht unerheblicher Stellenwert beigemessen wird, geht 

u.a. daraus hervor, daß im laufenden Jahr für eiuschlägige claßnahmen bzw. 

Projekte im Rahmen der §§ 27 (1) a und 35 AMFG-Mittel in Gesamthöhe von 

rd. 10 Mio. S bewilligt wurden und damit rund 300 Dauerarbeitsplätze er

halten bzw. geschaffen werden konnten. 

Die zur Verfügung gestellten Mittel kamen dabei zur Gänze oestehenden 

heimischen Betrieben zu gute uni trugen zu deren wirtschaftlichen Stär

kung bzw. Weiterentwicklung bei. Im Zusamme~hang mit der erhobenen Forde

rung, daß Sanierungshilfen für insolvenzgefährdete Betriebe zu keiner 

Dauersubventionierung führen sollten, wird festgestellt, daß dies auch 

den Grundsätzen der von der Arbeitsmarktverwaltung verfolgten arbeits

marktpolitischen Zielsetzung entspricnt. 

Der Förderung wirtschaftlich benachteiligter Gebiete wird auch seitens 

des Bundes erhöhte Aufmerksamkeit beigemessen, wie dies durcn die einge

richtete "gemeinsame regionale Sonderförderungsaktion Osttirol" verdeut

licht werden kann. Bezüglich der Effizienz des Mitteleinsatzes darf in 

diesem Zusammenhang festgehalten werden, daß die Arbeitsmarktverwaltung 

nicht ohne vorangegangene und reChtfertigende Prüfungen, die u.a. auch 

durch die Finanzierungsgarantie-Gesellscnaft erfolgen, öffentliche Mittel 

vergibt. Die Uberwachung der mit einer Mittelgewährung im Regelfall ver

bundenen Auflagen erfolgt zum einen durcn die Finanzierungsgarantie-Ge

sellschaft selbst (in betriebswirtschaftlicner Hinsicnt) und zum anderen 

auch durch die Dienststellen der ArbeitsmarKtverwaltung (Kontrolle über 
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die Einhaltung arbeitsmarktmäßig orientierter Auflagen, etwa bezüglich 

der Haltung der Beschäftigtenstände). In diesem Zusammenhang ist darauf 

hinzuweisen, daß in letzter Zeit bei einigen gemeinsamen und arbeits

marktpolitisch bedeutsamen Förderungsaktionen in Tirol, im Verhältnis zu 

den bewilligten Landesmitteln zum Teil erheblich höhere Förderungs

leistungen aus Mitteln des Arbeitsmarktförderungsgesetzes erfolgten (z. 

B. betrugen die zur Verfügung gestellten Landesmittel im Rahmen der Tex

til-West-Aktion ca. 1/3 der ausbezahlten AMFG-Mittel). 

Bezüglich der Maßnailmen, die für Maturanten und andere Schulabgänger 

durchgeführt wurden, darf auf die Beilage 111 verwiesen werden. 

Bezüglich der Förderung von Lehrlingen wurden im heurigen Jahr im Bundes

land Tirol bisher etwa 530 Lehrlinge im 1. und etwa 100 Lehrlinge im 2. 

Lehrjahr gefördert. Dabei wurden insgesamt rd. 14 Mio. S an Förder~ngs

mitteln aufgewendet. 

Im Zusammenhang mit der Bewältigung von Problemen im Bereich der Jugend

beschäftigung kann bezüglich der erhobenen Forderung nach vermehrter Ein

stellung von Jugendlichen in Verwaltungsdiensten festgehalten werden, daß 

im Laufe der Jahre 1983/84 bis dato 27 AMFG-Stellen (aus Mitteln des Ar-

beitsmarktförderungsgesetzes) bei den Arbeitsämtern Tirols zur Besetzung 

gelangten. Die eingestellten Jugendlichen wurden dabei zum Großteil in 

ein Dauerdienstverhältnis übernommen (Nachbesetzung für ausscheidende 

Bedienstete). Darüber hinaus Konnten auen 22 AMFG-Stellen im \lerwaltungs

bereich der Kasernen Tirols gewonnen werden. 

Dem von der Bundeskammer der gewerblichenwirtscnaft an die Bundesregie

rung herangetragenen und die Arbeitsmarktverwaltung betreffenden Wunsche 

nach verstärkter Förderung von Maljnanmen zur Erhöhung der Mobilität und 

der beruflichen Qualifikation von Beschäftigten wurde gemäß den zum AMFG 

ergangenen Richtlinien Rechnung getragen. So wurden im Laufe des Jahres 

1984 bereits für rd. 250 Personen (darunter auch 20 Behinderte) betrieb

liche Scnulungsmaßnahmen nach § 21 (1,2) AMFG mit dem Ziel der beruf

licnen Höherqualifizierung durchgeführt. Knapp 700 Personen (darunter 120 

Behinderte) kamen in den Genuß von AMFG-Beinilfenleistungen zur Verbesse

rung ihrer geograpnischen Mobilität. 
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Der Bundesminister für soziale Ver~altung hat bereits menrfach betont, 

daß vorerst eine generelle gesetzliche Arbeitszeitverkürzung nicht vorge

sehen ist. Die Verkürzung der wochenarbeitszeit soll vielmehr über die 

Kollektivverträge zu erreichen versucht werden, weil dadurch die Möglich

keit gegeben ist, auf brancnenspezifische Erfordernisse Bedacht zu nen

men. Bei diesen Verhandlungen wären auch Überlegungen anzustellen, ob die 

wirtscnaftliche Situation einen vollen Lohnausgleich zuläßt. 

Im Rahmen des Systems der autonomen Regelung von Arbeitsbedingungen durch 

Kollektivverträge erscheint es sinnvoll - auch im HinblicK auf diesbezüg

liche positive Erfahrungen mit der Arbeitszeitverkürzung Anfang der 70er 

Jahre - ~ die weitere Verringerung der Arbeitszeit Vereinbarungen der 

Kollektivvertragsparteien zu überlassen. Dieser Prozeß hat durch laufende 

oder bereits abgeschlossene Verhandlungen in einzelnen Branchen scnon 

begonnen. 

Eine generelle gesetzliche Herabsetzung der Arbeitszeit kann nur im 

Gleichklang mit den anderen westlichen Industriestaaten erfolgen, um die 

Konkurrenzfähigkeit Österreichs nicht zu beeinträchtigen. In einigen 

Staaten wurden bereits branchenweise Aroeitszeitverkürzungen über die 

Tarifverträge vorgenommen, sodaß für die nächsten Jahre international 

eine Herabsetzung der gesetzli~hen Arbeitszeit zu erwarten ist. 

Eine Diskussion über Formen flexibler Arbeitszeit ist grundsätzlich nicht 

von der Hand zu weisen, jedoch scheiden die als Alternativen zur Aroeits

zeitverkürzung angebotenen Arbeitszeitformen wie kapazitätsorientierte 

variable Arbeitszeit, Job-Sharing, Vermehrung der Teilzeitarbeit und Jah

resarbeitsverträge aus den Überlegungen aus, weil sie mit erheblichen 

arbeitsrechtlichen und finanziellen Nachteilen für die unselbständig Er

werbstätigen verbunden sind. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

A) Sehulbau: 

Allgemein kann festgehalten werden, daß die Haltung des Waenstumsvor

sprungs des Bundeslandes Tirols sowie die Sienerung des nonen Bescnäfti-
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gungsstandes und der Abbau der regionalen Ungleichgewichte durch Errich

tung zahlreicher Schulen und Neuscnaffung von Schulstandorten sicherlich 

mitbeeinflußt wurden. Dadurch wurde es den Schulabsolventen von Bundes

schulen in Tirol ermöglicht, den gestiegenen Anforderungen, sei es durcn 

die Wirtschaft, aber auch durch die öffentlichen Einrichtungen, gerecht 

zu werden, wobei vor allem auf die Investitionen im Bereich des mittleren 

und höheren berufsbildenden Schulwesens aingewiesen werden muß. 

In der Anlage wird eine Ubersicht der seit 1970 in Tirol realisierten 

Schulbauten zur Kenntnis gebracht (Beilage VI). 

Weiters wurden seitens des Bundesministeriums für Unterricht und "Kunst im 

Rahmen des Schülerheimzuschußprogrammes seit 1972 ca. 17 Mio. S für die 

Schaffung bzw. qualitative Verbesserung von Schülerheimplätzen zur Ver

fügung gestellt. 

B) Berufsbildende Schulen: 

Uber finanzielle Zuwendungen gibt die Beilage VII Auskunft. 

C) Nichtlehrer-Planstellen: 

Siehe Beilage VIII. 

D) Schul- und Heimbeinilfen für Schüler an Schulen in '!irol 

Schuljahr Beihilfenbezieher Beihilfen 

1980/81 4.613 S 47,755.557,--

1981/82 4.512 S 45,950.512,--

1982/83 4.330 S 48,562.160,--

1983/84 4.272 S 47,394.155,--

E) Schulbuchaktion 

Gutschein- und Facnbuchbestellungen von Schulen in Tirol 
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1980/81 

1981/82 

1982/83 

1983/84 

- 36 -

Gutscheinaktion 

S 89,015.439,-

S 92,287.333,-

S ~4,575.497,-

S 95,068,635,--

F) Theaterförderung in Tiro1: 

Fachbuchaktion 

S 2,224.964~-

S 2,644.810,-

S 2,901.330,-

S 2,704.810,--

Auf dem Gebiet des Finanzausgleiches hat der Bund gegenüber den Ländern 

und Gemeinden großes Entgegeni.<.ommen betreffend Finanzzuschüssen fHr 

Theater gezeigt: Ab 1985 werden die von Ländern und Gemeinden geführten 

Theater gegenüber 125 Mio. S (Disher) nunmehr 175 Mio. S jährlich erhal

ten, die außerdem wertgesichert sind. 

G) Erwachsenenbildungsförderung: S 3,380.000,--

Außerdem wird das Land Tiro1 durch gesamtösterreichische Verbände an

teilsmäßig gefördert (Verband Österr. Volkshochschulen, King Österr. Bil

dungswerke, Verband Österr. Volksbüchereien, Österr. Borromäuswerk, Ar

beitsgemeinschaft der Bildungsheime Österrcicils). 

H) Sportinvestitionsförderung: S 12,900.000,--

Bundesministerium für Verkehr 

Ie Österreichische Bundesbahnen 

Seit dem Jahr 1979 wurden von den Österreichischen Bundesbannen zahl

reiche Maßnahmen im Bereich des Bundeslands Tirol ergriffen, die sowoa1 

dem Reisepublikum als auch der Tiroler wirtschaft und den Konsumenten 

zugute kamen bzw. kommen werden. 

In Zusammenhang mit der Inbetriebnahme der "Rosenheimer Gleiskurve" und 

der Einrichtung des "Austro-Takts" ab dem Sommerfanrplan 1982 erfolgte 

auch eine Neugestaltung und Attraktivierung des Reisezugangebots auf der 

Westbahn; so insbesondere durch die Einricntung eines TaKtverkenrs mit 

zweistündigen Intervallen zwischen Wien und Innsbruck über die deutsche 

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)36 von 59

www.parlament.gv.at



- 37 -

Korridorstrecke, weiters durch die Schaffung neuer Direktverbindungen von 

Tiro1 nach Kärnten bzw. in die Steiermark und aucn durch die Fünrung 

zweier weiterer qualifizierter Tagesverbindungen von Innsbruck in die 

Schweiz. 

Beim "Transalpin" wurde zwischen~ien und Innsbruck das Angebot "Auto im 

Reisezug" eingeführt. 

Im Kraftfahrlinienverkehr des Kraftwagendienstes der Österreichischen 

Bundesbahnen wurde das Verkenrsangeoot kontinuierlich erweitert bzw. ver

bessert. Zur Steigerung des Fahrkomforts wurden moderne Busse angeschafft. 

Tirol hat als erstes Bundesland die für die Erricntung eines scnienenge

bundenen Nahverkehrs zweckgebundenen Mittel aus der Kraftfahrzeugsteuer 

in Anspruch genommen. Über~unsch und mit J.<.ostenbeiträgen des Landes wur

de bereits der Abschnitt Innsbruck-Te1fs-Pfaffenhofen fertiggestellt. Auf 

dieser Strecke konnte somit bereits zum Sommerfahrplan 1978 ein 1-Stun

dentakt-Verkehr aufgenommen werden. 

Als weiterführendes Vorhaben wird zur Verbesserung der Verkehrs infra

struktur im Tiro1er Oberinntal derzeit der Ausbau bzw. die Verlängerung 

des Nahverkehrs bis zum Bahnhof Ötzta1 vorbereitet. Mit der Realisierung 

des Projekts wurde 1982 begonnen, die Baudauer wird sich voraussichtlich 

bis 1937 erstrecken. Die Gesamtkosten dieses Nanverkehrsprojekts sind auf 

Vertragsbasis mit rund 850 Mio. 5 veranschlagt. 

Die Frage eines Nahverkehrsausbaus im Unterinnta1 ist seit Jahren Gegen

stand von Kontakten zwischen dem Land Tirol und den Österreichischen Bun

des bahnen. Seitens der Österreichischen Bundesbahnen besteht die grund

sätzliche Bereitschaft, diese Strecke nach den für Nahverkehrsvorhaben 

bestehenden Grundsätzen - über Antrag und mit entsprechender Kosteabetei-

1igung des Landes - auszubauen. 

Da Österreich als das am stärksten belastete Transitland besonders bemünt 

ist, den Güterverkehr - wo immer dies möglich ist - von der Stra~e auf 

die Schiene zu verlagern, wurde bZW. wird daher der Schienengüterverkenr 

weiter verbessert. So sind die Österreicniscnen ßundesbannen im lusammen-
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wirken mit den Eisenbannverwaltungen Deutscn1ands und Italiens ständig 

bemünt, ein verbessertes und vermenrtes Angebot im Güterzugverkenr zur 

Verfügung zu stellen, um dadurch eine scnrittweise Verlagerung des ~üter

schwerverkehrs auf die Scniene zu ermöglichen. So ist beispielsweise für 

das System "Rollende Landstral3e" die Einricntung von Transitkorridoren 

geplant. Ebenso ist der weitere Ausbau der "Güterzüge ohne nennenswerten 

Grenzaufenthalt" (GONG) vorgesehen. Weiters soll das Netz der Städte

nachtsprungverbindungen ausgebaut werden. Derzeit stehen sieben Nacht

sprungzüge der verladenden Wirtschaft Tirols zur Verfügung. 

Zur Schaffung geeigneter Umschlagseinrichtungen für den kombinierten Ver

kehr im Raum Innsbruck/Ha11 in Tirol wurde bereits von 1 1/2 Jahren der 

Terminal Innsbruck/Hbf so ausgebaut, daß mittelfristig ausreichende Anla

gen für die Abwicklung des Kombinierten Verkehrs verfügbar sind. 

Bezüglich des Standorts von künftig erforderlichen Uffisch1agsmöglichkeiten 

im Raum Innsbruck sind Gespräcne zwischen den Österreicnischen Bundesbah

nen und der Stadt Innsbruck im Gang. 

Im Bereich der Arlbergstrecke ist seitens der Österreichischen Bundesbah

nen beabsichtigt, den Streckenabschnitt Flirsch/St. Anton zweigleisig 

auszubauen. Die Projektierung ist abgeschlossen, der 1. Teilabschnitt 

dieses Vorhabens wurde bereits zur eisenbahnrecntlicnen Genenmigung ein

gereicht. Die Bauverhandlung steht unmittelbar bevor. 

Die Brennerstrecke wurde in den letzten Jahren oau1ich soweit adaptiert, 

daß ihre Kapazitätsreserven über das Jahr 2000 hinaus ausreichen werden. 

Dies geschah insbesondere durch G~eisneuan1agen und Verbesserungen der 

Richtungsverhältnisse. Die Ausstattung der Strecke Kufstein - Inns

bruck - Brenner mit einer rechnergestützten Lugüberwacnung (RZÜ) ist ge

plant. 

Diese Ausbaumaßnahmen trugen bzw. tragen zu einer Steigerung der 

Streckenkapazität und einer wesentlichen Erhöhung der Flüssigkeit des 

Betriebs auf der Brennerstrecke bei. 
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Im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit und der ·wirtschaftlichkeit der 

Eisenbahn wird von den Österreichischen Bundesbahnen der Beschleunigung 

des Grenzübergangs seit langem nöchste Priorität beigemessen. So konnte 

bereits für 24 Züge eine wesentliche Beschleunigung im grenzüberschrei

tenden Güterverkehr über Kufstein - Brenner (und umgekehrt) erzielt wer

den. 

Im Zeitraum 1979 - 1983 wurden von den Österreichischen Bundesbahnen an 

Tiroler Betriebe für die Beschaffung von waren - vor allem von Eiseaoahn

fahrzeugen - Aufträge mit einem Volumen von insgesamt rund 3,2 Mrd. S 

erteilt·. Somit wurde ein wesentlicher Beitrag zur Sicaerung der in Tirol 

befindlichen Arbeitsplätze geleistet. Die Österreichischen Bundesbahnen 

werden auch in Zukunft der Tirolerwirtschaft Aufträge in bedeutender 

Höhe erteilen. 

Für Bauvorhaben sowie für technische Einrichtungen wurden auf dem Sektor 

des Bau-, Sicherungs- und Fernmeldedienstes in den Jahren 1979 bis 1983 

im Bundesland Tirol Investitionen in der Höhe von rund 1,7 Mrd. S durch

geführt. Im Jahr 1934 sind rund 600 Mio. S an Investitionsmitteln vorge

sehen, für 1985 sind rund 400 Mio. S geplant. Alle diese Investitionen 

flossen bzw. fließen vorwiegend der heimiscnen wirtscnaft zu. 

Zur Frage der Jugendbeschäftigung im Bundesland Tirol wird darauf verwie

sen, daß die Osterreich!scllen ßundesbahnen Dei der lugförderungsleitung 

Innsbruck jährlich 2u Mascninenschlosserlehrlinge einstellen. Das bedeu

tet, daß bei einer 4-jährigen Lehrzeit im Jahresdurcaschnitt ca. d0 Lehr

linge in Ausbildung stehen. 

11. Post- und Telegraphenverwaltung 

Um eine weitere Verbesserung der Zustellhäufigkeit und des Serviceange

bots (u.a. Zustellung von Paketen bis 20 kg) in den Landzustellbezirken 

Tirols erreichen zu können, wurde von Anfang 1974 bis Ende 1983 eine in

tensive Motorisierung des Landzustelldienstes durchgeführt. 

Durch entsprechenden Ausbau der Telefonzentralen wurde der gesteigerten 

Nachfrage nach Telefonaoscnlüssen sowie den zu erwartenden Verkenrsstei-
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gerungen entsprochen. Die Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse in Tiro1 

stieg in den letzten zehn Jahren um 106 %, wodurch sich die Dichte (bezo

gen auf 100 Einwohner) im se1ben Zeitraum von rund 16,4 auf 31,1 erhönte. 

Seit 1979 ist zum forcierten Leitungsausbau zusätzlich ein Sonderbautrupp 

eingesetzt. 

Insbesondere der Ausbau des Telefonnetzes im ländlichen Bereich stellt 

einen besonderen Schwerpunkt im Rahmen der Investitionen der Post- und 

Telegraphenverwaltung dar. In diesem Zusammenhang wären die seit Dezember 

1982 im Rahmen einer besonderen Aktion zur Telefonversorgung von isoliert 

gelegenen Bergbauerngebieten eingesetzten "Bergbauern-Funkte1efone" anzu

führen, die - wenn die allgemein übliche Versorgung über TelefonKabel 

unzumutbare Kosten nach sich ziehen würde - zu günstigen Herstellungsge

blihren errichtet werden. 

Die zligig weitergeflihrte Einbeziehung von Ortsnetzen in den interkonti

nentalen SelbstwählfernverKehr wird im Bundesland Tiro1 Mitte 1985 zum 

Abschluß gebracht werden. 

Den Anliegen der Tiro1er Wirtschaft wird auch durch die Einführung neuer 

Dienste, wie etwa des "Service 660", der "AnruflWlleitung", der "Einheits

kurzrufnummer" und des "Autotelefonnetz C" in hohem Maße Rechnung getra

gen. 

Durch den Ausbau des Fernmeldenetzes sowie durch die Errichtung bzw. Sa

nierung von Post-, Postauto- und Fernmeldedienststellen wurde bzw. wird 

ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Infrastruktur in allen Be

reichen Tiro1s geleistet. Damit wird zusätzlich eine erhebliche arbeits

platzsichernde WirKung flir die Tiroler Wirtschaft erzielt. 

111. Strassenverkehr 

Zur Schadstoffreduzierung bei Kraftfahrzeugen wurden - aufbauend auf die 

bereits bestehenden umfangreicnen Regelungen - in den letzten Jahren wei

tere legistische Maßnahmen getroffen. So wurde insbesondere in der 8. 

Kraftfahrgesetz-Novelle die Möglicnkeit gescnaffen, neben der bisher be-

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)40 von 59

www.parlament.gv.at



- 41 -

stehenden Begrenzung von Bleiveroindungen und Benzol im Kraftstoff auch 

die Begrenzung weiterer Schadstoffe - wie zum Beispiel von Schwefel im 

Dieselöl - einzuführen. 

Als weitere umweltrelevante Maßnahmen, die insbesondere für den Fremden

verkehr in Tirol von Bedeutung sind, wären die Bestimmungen der 6. und 

10. StVQ-Novelle anzuführen, welche die Einrichtung sogenannter "verkehr

beruhigter Zonen" (Fußgängerzonen und Wohnstraßen) ermöglichen. 

Zur Sicherstellung einer raschen und klaglosen Abfertigung des grenzüber

schreitenden Güter- und Personenverkehrs wurde im Februar dieses Jah-

res - unter Mitinitiative Österreichs - von den Verkehrsministern der 

Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz, Italiens und Österreichs eine 

"Kommission zur Erleichterung des Grenzübergangs im Güterverkehr auf 

Straße und Schiene" eingesetzt, deren Beratungsergeouisse als Empfehlun

gen demnächst vorliegen werden. 

Die von der Handelskammer geforderte Abschaffung der LKw-Steuer würde 

dagegen den Grundsätzen der österreichischen Verkehrspolitik widerspre

chen und auch den Intentionen sowohl des Bundes als auch des Landes -

nämlich Transitverkehre auf die Schiene zu verlagern - zu~iderlaufen. 

Bundesminist~rium für Wissenschaft und Forschung 

Im Zuge der Einrichtung der Institutsneubauten der Universität Innsbruck 

am Innrain wurden für die Geisteswissenschaftliche, für die Natur~issen

schaftliche sowie für die Sozial -und ~irtschaftswissenschaftliche Fakul

tät in den Jahren seit 1981 bisher insgesamt rd. 34,48 Mio. S aufgewen

det. Hievon entfallen auf in Tirol ansässige Firmen insgesamt rd. 15,04 

Mio. S. 

Für die in den Jahren 1984 und 1985 fällige Einrichtung des Bauteils 6 

der Institutsneubauten der Universität Innsbruck werden für die Naturwis

senschaftliche und für die Sozial- und Wirtschaftswissenschaftliche Fa

kultät rd. 25 Mio. S erforderlich sein. Laut AUSKunft des planenden 

Architekten wird hievon ein Betrag von rd. 15 Mio. S auf in Tirol ansäs

sige Firmen entfallen. 
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Für die EDV-Ausstattung und Einrichtungserfordernisse der Katholisch

Theologischen Fakultät der Universität Innsbruck wurden rund S 432.000,-

zur Verfügung gestellt. 

Im Bereich der Geisteswissenschaftlichen Fakultät der Universität Inns

bruck ist vor allem die Initiative des Forscaungsinstituts "Brenner

Archiv" zur Erarbeitung eines Berufsbildes für Germanisten (außerhalb des 

Lehrberufes) zu nennen. Ähnliche Vorhaben sind aucn in anderen Studien

richtungen im Gespräch und in Planung, die erwähnte Initiative ist jedoch 

die am weitesten fortgeschrittene. 

Im Rahmen der Investitionsförderung für Studentenheime und Studentenmen

sen (Errichtung, Einrichtung sowie Instandhaltung) wurde für diese Ein

richtungen im Bundesland Tirol seit Beginn der XVI. Gesetzgebungsperiode 

bis einschließlich November 1984 insgesamt ein Betrag von 19,ö6 Mio. S 

zur Verfügung gestellt. Soweit noch nicht abgeschlossen, wird die Finan

zierung dieser Projekte jedenfalls nach Maßgabe der Durchführung der Bun

desfinanzgesetze fortgesetzt werden. 

Aus dem Budgetansatz 1/14243 - Anlagen - wissenschaftliche Anstalten -

wurden für die wetterdienststelle Innsbruck rund S 709.000 zur Verfügung 

gestellt. 

Aufgrund einer Vereinbarung zwischen dem Bund und dem Land Tirol betei

ligt sich der Bund an den Ausbau-, Instandhaltungs- und Einricat~ngsmaß

nahmen im Landeskrankenhaus Innsbruck (Universitätskliniken). Nach diesem 

Rahmenvertrag ist an den diesbezüglichen Maßnahmen der F~nktionsverbes

serung und Funktionserweiterung eine Bundesbeteiligung im Ausmaß von 40 % 

der Kosten vorgesehen. 60 % davon werden vom Land Tirol aufgebracht. 

Insbesondere darf auf die zwischen dem Bund und dem Land Tirol auf der 

Grundlage des obzitierten Rahmenvertrages vereinbarten Gro3vorhaben des 

Neubaues der Universitäts-Frauen- und Kopfkliniken in Innsbruck und des 

Neubaues des Zentralen Versorgungsgebäudes und auf die mit deren Durcn

führung verbundenen wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Auswirkun

gen im Bundesland Tirol hingewiesen werden. 
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Für den Neubau der Frauen- und Kopfkliniken in Innsbruck ist zwischen dem 

Bund und dem Land Tirbl ein Gesamtaus5abenrahmen von rd. 1,5 Mrd. S, für 

den Neubau des Zentralen Versorgungsgebäudes im Bereich des Landeskran

kenhauses Innsbruck (Universitätskliniken) ein solcher von 490 Mio. S 

vorgesehen. Die Fertigstellung des Neubaues der Frauen- und Kopfkliniken 

(1. Bezugsphase) und des Zentralen Versorgungsgeoäudes im ßereich des 

Landeskrankenhauses Innsbruck (Universitätskliniken) ist bis Ende 1986 

geplant. 

Gemäß den letzten Baukostenberichten betrugen die insgesamt bisher verge

benen Aufträge für beide Großvorhaoen bis Mitte September 1934 insgesa~t 

1,1 Mrd. S. 

Entsprechend dem Baufortschritt und dem Rechnungsstand werden vom Bund 

laufend die vereinbarten 40%-igen Beitragszahlungen geleistet. Diese wer

den sich im Jahr 1984 für sämtliche Ausbau-, Instandhaltungs- und Ein

richtungsmaßnahmen für die Universitätskliniken im Landeskrankenhaus 

Innsbruck auf rd. 145 Mio. S belaufen. 

In den folgenden Jahren ist vor allem in Ansehung der genannten Großpro

jekte, dem Auftrags- und Rechnungsstand entsprechend, mit weiter steigen

den Bundesbeitragszahlungen zu rechnen. 

In den letzten Jahren ist die Forderung nach der Errichtung einer "Lehr

kanzel" für Fremdenverkehr und/ oder Touristi~ schon in mehrfacher llin

sicht für verschiedene österreichische Universitäten erhoben worden. Ins

besondere haben die Landesnauptmämner bzw. Laodeshaupt~ann-Stellvertreter 

für Kärnten, Steiermark, Salzburg, Tirol schon mehrfach Vorschläge für 

die Errichtung solcher wissenschaftlicher Professuren oder Lehrkanzeln 

abgegeben und in der Öffentlichkeit angeregt. Ein wissenschaftliches Fach 

oder gar ein Institut an einer Universität. kann aber nur eingerichtet 

werden, wenn hiefür auch eine entsprechende Konzeption vorhanden ist. 

Eine solche haben aber bisher nahezu alle Vorschläge im wesentlichen ver

missen lassen. Darüber hinaus wäre im Zusammenhang mit der Klärung wis

senschaftlicher Fragen auch darüber eine Klärung herbeizufünren, welche 

der österreichischen Universitäten am ehesten für die Vertretung eines 

wissenschaftlichen Faches für "Fremdenverkehr" in Frage käme. 
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Im Rahmen des Koordinationskomitees Bllnd/Bundesland Tirol für Rohstoffor

schung, Rohstoffversorgungssicnerung und Energieforscnung werden laufend 

Forschungsaufträge auch an wirtschaftliche Unternehmen vergeben. 

Durch die gemeinsame Finanzierung Bund/Land/Auftragnenmer wird auch die 

Durchführung von umfangreicheren Forschungsvorhaben ermöglicht: das ßun

desministerium für Wissenscnaft und Forschung finanziert. die Grundlagen

forschungskomponente des Gesamtvorhabens, das Land gewährt Projektförde

rungsmittel und der Auftragnehmer selbst fiaanziert meist die grol3techni

sehen Versuche bzw. die Fertigungsüberleitung. 

Besonders auf dem ~ebiet der Rüc~ge~innung von cletallen aus Schlämmen, 

Schrotten und Stäuben der in Tirol angesiedelten metallgewinnenden und 

-verarbeitenden Betriebe (Montanweri.<.e rlrixlegg der V1'1W, Metallwerk Plan

see) wurden in den vergangenen Jahren Forschungsprojekte mit einer rele

vanten Innovationskomponente durchgeführt. Ver FinanzierungsDeitrag des 

Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung betrug mehr als 5 clio. 

S (ohne Förderung durch den FFF). . .. -... 

Weitere ca. 4 Mio. S wurden für die Finanzierung der Grundlagenfor

schungskomponenten von Vor naben aus dem Bereich der Klärschlammaufarbei

tung von chemischen und pharmazeutischen Betrieben in Tirol vom Bundesmi

nisterium für Wissenschaft und Forschung aufgewendet. 

Im Bereich der Feuerfestmaterialien (TIMAG) Konnten einige Forschungsauf

träge vergeben werden, deren Ergeonisse sowonl eine wesentliche Steige

rung der Qualität der hergestellten Produkte als auch bedeutende Energie

einsparung beim Produktionsvorgang ermöglichten. 

Charakteristisch für alle diese Vorhaben ist deren Bedeutung für den Um

weltschutz. Abfallstoffe, die bisher auf Deponien gelagert wurden oder 

Abwässer, die ungereinigt abgeführt wurden, finden nun als Reservoire von 

Sekundärrohstoffen ihre Verwendung. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Projekte liegt zudem noch in der 

Verringerung der ImportabnängigKeit inländiscner Industrie. 
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Ein wesentlicher Faktor, den honen Beschäftigungsstand in Tirol zu 

sichern, ist der Fremdenverkehr. rnfolge der in den letzten Jahren über

proportiona~ gestiegenen Energiepreise sind sowohl die Fremdenverkehrs

wirtschaft, aber auch die Gemeinden unter starken Preisdruck bei Befrie

digung ihres Energiebedarfes geKommen. Ein wesentliches Anliegen ist es 

daher, diesen Preisdruck durch entsprechende Rationalisierungsmaßnahmen 

und technische Vorkenrungen wesentlich zu reduzieren. Aus diesem Grund 

hat z.B. das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung in der Re

gion 40 (Defereggental) eine Studie über EnergieeinsparungsmöglicoKeiten 

bzw. über Effizienzerhöhungen von Energieerzeugungsanlagen in der Frem

denverkehrswirtschaft durchgeführt. Auf Grund der Ergebnisse dieser 

Studie sind zahlreiche Verbesserungsvorschläge z.B. bei Heizungsanlagen 

aber auch ~ärmedämmung etc. ausgearbeitet worden, deren Realisierung nun 

mit Kreditinstituten und Förderungsstellen geprüft und durchgeführt wer

den soll. 

Als Demonstrationsbeispiel wurde in einem Fremdenverkehrsbetrieb im 

Defereggental eine Verbesserung der Konventionellen Heizanlage vorgenom

men, eine Solaranlage zur Warmwasserbereitung installiert und ein 

Kleinstwasserkraftwerk aufgebaut und in Betrieb genommen. Die Kosten für 

diese Arbeiten betragen rund 1,0 Mio. S. 
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-Beilage It 

Arbeitsmarktpolitisches Jugendprogramm 1984/85 
--------------------------------------------------------------------------------------------

(Zeitraurr.: 1. Juli 1984 bis 30. Juni 1985) 

A. Fördernde Maßnahmen für 15-"bis 19-jährige Jugendliche 

1. Förderung von Lehrstellen für arbeitsmarktmäßig besonders 
benachteiligte Jugendliche 

2. Förderung von Lehrstellen für Mädchen in Berufen mit ge-
ringem Frauenanteil 

3. Förderung von zusätzlichen Lehrstellen in Betrieben 

4. Förderung von zusätzlichen Lehrstellen in Lehrwerkstätten 

5. Weiterführung der Lehrausbildung bei Verlust der Lehr
stelle 

6. Berufsvorbereitungskurse für Jugendliche zur Verbesserung 
der Vermittlungschancen 

B. Fördernde Maßnahmen für" 19- bis 25-jährige Arbeitsuchende 

7. Aktion 8.000 zur Schaffung zusätzlicher Beschäftigungs
möglichkeiten 

8. Förderung der vorzeitigen Einstellung von jungen Arbeit
nehmern 

9. Fördernde Maßnahmen für arbeitsmarktmäßig besonders be
nachteiligte junge Menschen 

10. Maßnahmen zur Verbesserung der Startchancen für junge 
Facharbeiter 

1'. Maßnahmen für Absolventen von schulischen Ausbildungen 

12. Maßnahmen zur Erweiterung der Beschäftigungsmöglichkeiten 
für Jungakademiker 

13. Maßnahmen der experimentellen Arbeitsmarktpolitik 

c. Fördernde.Maßnahmen für ausländische junge Menschen 

14. Berufliche Eingliederung von jungen Ausländern der zwei
ten Generation 
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-Beilage 11~ ,., 

Zur Erhaltung eines hohen Beschäftigungsstandes durch Fortsetzung der 

oktiven Arbeitsmarktpolitik irIsbesondere im Uercich der Jugendbeschäf

ligullg wurdell im Bereiche des londesarbeilsarnles lir01 die folgenden 

l")nßnahmen ergri ffcll: 

1. Berufsvorbereitungskurse für arbcitsplatzsuchcnde Pflichtschu1-

abgänger 

Institut KursmaGnahme 

BrI Berufsvorbereitullgskurs für arbeilsplatzsuchende Pflichl
s c h u 1 a b 9 ä 11 ger - Aus b i 1 d u 11 9 s r ich t u 11 9 r-1 eta 11 i n L i e n z i 11 

der leit vom 22.10.84-29.3.8~ 

Brl Berufsvorbereitungslehrgang für lehrste11ensuchende 
Pflichtschulabgänger - Ausbildungsrichtung Tischler in 
Lienz .in der Zeit vom 22.10.84-29.3.85 

BrI Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchellde Pflicht
schulabgänger - Ausb.ildungsrichturlg Hondcl in P.euUc in 
der Zeit vom 22.10.84-21.12.84 

Br1 Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbildungsrichtung Handel in Wörgl in 
der Zeit vom 22.10.84-29.3.85 

BF! Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbildungsrichtung Handel in landeck in 
der Zeit·vom 22.10.84-29.3.85 

Bf I Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbildullgsrichtung Tischler in Liellz in 
der Zeit vom 24.10.83-31.3.84 

Br! Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbildungsrichtung Metall/Elektro in 
Lienz in der Zeit vom 24.10.83-31.3.84 

BF! Berufsvorbereitungskurs für lehrste11ensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbildungsr.ichtung Handel in Wörgl in 
der Zelt vom 24.10.83-31.3.84 

BF! Berufsvorbereitungskurs für lehrstellensuchende Pflicht
schulabgänger - Ausbi1dungsrichtung Handel in Landeck in 
der Zeit vom 24.10.83-31.3.84 

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)48 von 59

www.parlament.gv.at



- 2 -

11. ßerufsvorbereitungskurse für arbeitsplatzsuchende Handelsschul

nbsolventen (HASCH-l\u~olventen) 

Institut KursmRßnahme 

sr I Berufsvorbereituilgskurs für arbeitsp1atzsuchende HASCH
Absolventen mit EDV und Sprachen in Innsbruck in der 
Zeit vom 22.10.84-29.3.85 

srI Serufsvorbereitungskurs für arbeitsplatzsuchende HASCH
Absolventen mit lDV und Sprachen in Imst in der Zeit vom 
22.10.84-29.3.85 

srl Serufs\:orbereitungskurs für arbeitsp1atzsuchende HASCH
~ b s 0 11.1 e 11 t E! 11 mit [D V und S p r ach t: n .i n l..J ö r 9 1 i n der Z e i t 
vom 22.10.84-29.).85 

BrI Berufsvorbereitullgskurs für arbeitsp1atzsuchende HASCH
Absolvellten mit [DV und SpracheIl in liellz in der Zeit 
vom 22.10.84-29.3.85 

orl Berufsvorbereitungskurs für arbeitsp1atzsuchende HASCH
Absolventen mit [DV und Sprachen ill lienz in der Zeit 
vom 24.10.83-31.3.84 

srl BerufsvorbereitungskufB für arbeitsp1atzsuchende HASCH
Absolventen mit EDV und Sprachen .in Imst in der Zeit vom 
24.10.83-31.3.84 

sr! Berufsvorbereitungskurs für arbeitsp1atzsuchende HASCH
Absolvent.ell mit EDV und Sprachen in Reutte in der Zeit 
vom 24.10.83-31.3.84 

srl Serufsvorbereituligskurs für arut:!.1tsplälzsuchende HASCH-
Ab so 1 \i e 11 l e 11 111 i t l D \: und S p r ach e n i n 1 nn sb r u c kin der 
Zeit vom 24.10.83-31.3.84 

936/AB XVI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 49 von 59

www.parlament.gv.at



/ 

-- 3 

111. Ausbildungslehrgällge für AHS-'''laturanten sovJie ((ir Schul- und 

StudjellCihbrp.cher 

jnstitut KursmMßllClhmp 

B r 1 Kau fm ä 11 n i s c her Aus b lId u () 9 sIe h r 9 a Tl 9 für A H S - 11 a t u r a n t e n , 
Abbrecher höherer Schulen und Studicnabbrcchcr in 
Illllsbruck in der Zeil vorn 5.11.04-4.4.85 

Br I Kaufmännischer Ausbildungslehrgang für AHS-I"1aturanten, 
Abbrecher höherer Schulen und Studienabbrecher .in 
Innsbruck in der Zeit vom 3.11.83-13.4.84 

laJ1 r 1 

WIrl 

Kaufmännischer Berufsvorberelturlgslehrgang für Maturanten 
in lllnsbruc~ in der Zeit vom 2li.9.84-22.2.85 

Kaufmännischer Berufsvorbereitullgs1ehrgang für Maturanten 
in Inllsbruck il' der Zeit vom 7.11.83-17.2.84 
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1m Rahmen der Schulu"yti'lI<.JO'I;;hmC'1 äuf dem Gebiete des Akadellliker

l r a i n i 11 9 s und des i~ b 5 n I v C Ii l C /l t r a i fl i fl g S \IJ 11 r den f 0 1 ge rI d e :'1 (1 n Cl ahm C /l 

gesetzt: 

Studienrichtung 

Theologie 

Rechtswissenschaften 

Volkswirtschaft 

Betriebswirtschaft 

Philosophie 

Psychologie 

"Akrtrlemlkertr:1iniClg" 

Verqleichellde literaturwissenschaft 

Philologie 

Geschichte 

Erdwissenschaften 

Biologie 

Bau i n gen i eu r VJ e sen 

Medizin 

Sozialakademie 

Elektrotechnik 

Nachrichtentechnik 

"Ab~olvententraining" 

Fo rstwi rtscha ft 

Allgemeinbildende höhere Schule 

'Förderunqsfälle 

1 

4 

1 

5 

1 

6 

1 

3 

1 

2 

5 

1 

31 

44 

3 

1 

1 

1 

1 

7 
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Kurse zur Vorbereitung auf die LehrabschluGprlifung 

Institut 

nrl 

EFl 

sr I 

SF I 

sr I 

srI 

sr 1 

SF 1 

SFl 

SFl 

Kursmaßnahme 

Vorbereltungskurs auf die lehrabschlußprüfung im Lehrberuf 
Schlosser, l.Tejl, in Watterls irl der Zelt vom 9.1.8lJ-
22.4.84 

Vorbereitungskurs auf die Lehr8bschlußprüfung im Lehrberuf 
Kellner, 1.Teil, in Wattens in der Zeit vom 24.9.84-
14.12.84 

Vorbereilullgskurs auf die LehrabschluOprüfung im lehrberuf 
Schlosser, I.Teil, in Wattens in der Zeit vom 24.9.84-
14.12.84 

Vo I" be r eil u 11 9 s kur sau f die L ehr a b s chi u 0 pr ü fun 9 im L ehr b er u f 
Tischler, 1.Teil, in Lienz in der Zeil vom 1.10.84-
21.12.84 

Vorbereitungskurs auf die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf 
Schlosser, 2.Teil, in Waltens in der Zeit vom 2;.8.84-
14.12.84 

Vorbereitungskurs auf die Zusalzlehrabschlußprüfung im 
Lehrberuf Koch für Fleischer, Konditor, Kellner mit abge
schlossener lehrabschlußprüfung in Wattens in der Zeit 
vom 24.9.84-17.11.84 

Vorbereitungskurs auf die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf 
Kellner, l.Teil, in Wattens in der Zeit vom 24.9.84-
14.12.64 (2 Kurse) 

Vorbereilullgskur~ auf die Lehrabschlußprüfullg im Lehrberuf 
Koch, 2.Tell, 11l IrJallells ill der Zeit \:om 26.3.84-
15.6.84 

Vorbereitungskurs auf die Lehrabschlußprüfung im Lehrberuf 
Kellner, 2.Tei1, in Wattens in der Zeit vom 26.3.84-
15.6.84 

Vorbereitungskurs auf die lehrabschlußprüfung im Lehrberüf 
Tischler, 2.Teil, in lienz in der Zeit vom 5.3.84-
15.6.84 
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64 
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nen Ländern nicnt voröenom
men w1rd. 

Le1stunaen bel Arbei tsloslgkel t (Arbe1 tS637 770 6115,980 
l~scngeld. Notst~nQShl1fe. Sonderunter- ' 
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la~bsgeld. Sonde~notstandsh11fe) , 

Leistungen gemäß § 23 A1VC 2,452 1,000 

1.073,737 "39,965 

~~~.: Summe der arbeltsmarktpo11tlschen ~aßnahmen 65,201 91,1185 
127,050 

68,150 
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Beilage V 

Zur Schaffung möglichst qualifizierter Dauer8rbeiLsplätze wurden 

folg"ende KursmDßnahmCII angeboten: 

1) 1m Bereich des Handels 

Institut Kursmaßllahme 

WIr I Zusatzausbildung für Beschäftigte im Handel in Innsbruck 
in der Zeit vom 6.2.84-24.2.84 

l.Jl r I Zusatzausbildung für Beschäftigte im Handel in Kufstein 
in der Zeit vom 6.2.84.,.2.!:.2.8~ 

l:Jlf r Zusatzausbildung fü r Beschäftigte .im Handel in Schwaz 
in der Zeit vom 6.2.84.,.2.4.2.84 

WIrr Zusatzausb.i.ldung für Be sc h ä f t i 9 te im Ha nde 1 in Imst 
in der Zeit vom 23.3.84-13.4.84 

2) Im Bereich des metallverarbeitenden Gewerbes und Elektrogewerbes 

WIrl 

WIrl 

Br r 

Br! 

BrI 

sr 1 

Zusatzausbildung in der Met~llbe- u.Verarbeitung in~ 
Kitzbühel in der Zeit vom 13.2.84-2.3.84 

Zusatzausbildung in der Hetal1be- u.Verarbeituny in 
Lienz in der Ze.it vom 6.2.84~24.2.·84 

lehrgang für Autogen- und Elektroschweißen in Schwaz 
in der Zeit vom 20.2.84-9.3.~4 

Lehrgang für Autogcn- und ~lcktroschweißen in Wattens 
in der Zeit vom 13.2.84-2.3.84 

We i t erb j 1 dun 9 für E 1 e.k t r ob e rufe mit 5 c h wer p unk tEl e k t r 0 n i k 
i n I n n 5 b r u c kin der Z e i t v·o m 2 3 . 1 . 84 - 2 4 • 2 . 84 

Lehrgang für CNC-gesteuert.e Werkz.eugmaschinen in Wattens 
in der Zeit vom 30.1.84-2.4.2.84 
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3) Im Bereich des Baugewerbes 

Brl 

Br 1 

Brl 

BrI 

Br 1 

Br 1 

Br I 

Brl 

Br 1 

Br! 

Lehrgang für Raupen- u.Radladerfahrer mil Krallführeraus
bildung in Inl1sbruck in der Zeit vom 6.2.04-2.3.84 

Lehrgang für Schalerausbildung mit Holzstiegenbau in 
landeck in der Zeit vom 20.2.84-9.3.84 

lehrgang für Sprengbefugte in Innsbruck in der Zeit vom 
20.2.84-9.3.84 

Lehrgang für Raupen- u.Radladerfahrer mit Kranführeraus
bildung in Schwaz in der Zeit vom 30.1.84-24.2.84 

Schalerausbildung mit Holzstiegenbau in Lienz in der Zeit 
vom 6.2.84-24.2.84 

Lehrgang für Raupen- u.Radladerfahrer mit Kranführeraus
bildung in landeck in der Zeit vom 20.2.84-16.3.84 

Lehrgang für Isoliertechnik und Wärmedämmung in Innsbruck 
in der Zeit vom 23.1.84-10.2.84 

Lehrgang für lsoliertechnik und Wärmedämmung in Imst 
in der Zeit vom 27.2.84-16.3.84 

Lehrgang zur Wartung und Pflege von Baumaschinen in~Lienz 
in der Zeit vom 6.2.84-24.2.84 

Lehrgang für Schalzimmerer in Innsbruck in der Zeit ~om 
23.1.84-10.2.84 
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'J 

~~~lo.3q Y1 
SEIT ERSTELLUNG DES 8AU- UND PfiOJEKT3PRCG?;Y:·:::S DES SC E:':L E1;:--,i rCKLUNGS ?'ROGRA.\A.MES (1970) 
FEfiTI~GESTELLTE SCHULBAUTEN: 

Aus- Finanz. Jahr der 
Projekt Art der Organisation bildu~gs- Ba~k.1n Kap. 12 Bezugs-

Eaur.1afnahr.:e plä~ze l-!ill.S Kap. 64 fertigstellu r 

TIROt: 

Innsbr!Jck Neubau PÄDAK 300 1 1 1,6 64 1977 

Innsbruck Neubau BC u.8RG 360 62,~ 6~ 1976 

Innsbruck Zubau BHAK u.EHAS 330 50,0 64 1976 

Innsbruck Zubau BRG f .1'1. 660 13,0 64 1977 

Innsbruck Zuba;.l BPBLA f.w.Frb. 400 40,0 64 1912 

Innsbr!Jck-Hötting Neubau HTELA 900 98,0 64 1974 

.E;tsbruck Neuba:J AHS 480 33,0 12 1919 
d.Ursulinen 

Innsbruck Karl- Aufstockung BHAK u.BHAS 58,0 64 1981 
Schönherrstr. u. T5 

Innsbr:Jck-Caritas Um- u.Zuba:J Ak.f.Soz.Arb. 100 6,0 12 1977 
FS f.50z.Ber. 32 

Imst Neubau BRG 600 56,5 64 1912 

Imst Neubau HTt 510 125,5 12 1981 

Jenbach Neubau HTBtA 120 151,6 12 1982 

Kitzbühel Neubau BHAK u.BHAS 420 25,8 12 1919 

Kramsach Aüsba:J Clasfachsch. 8,7 12 1980 
Türnsaal 

Kufstein Zubau P.BtA f. w. Frb. 390 38,6 12 1977 
Turnsaal 

Kufstein Erweiterung, BC 600 13,0 64 1984 
Gen.San. 

[.and~ck Zuba:J EG u.ORG 150 18,0 611 1919 

Lanceck Z:Jt~:J EG u.ORG 120 2,8 64 19 i 1 

Lienz Züba:J EHAK u.EHAS 300 50,0 12 1979 
SFS f. w.Frb. 120 
H6LA Lw.Frb. 150 

Reutte Ne:Jbau EHAK ti.EHAS 180 2~,5 64 1971 

Re:J t te Adaptierung BFS f.w.Frb. 30 22,0 12 1982 
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SEIT ERSTELLUNG DES BAU- UND PROJEKTSPROGRA~~ES DES SCHULE~TWICKLUNGSPROGRAMMES (1970 ) 

FERTIGGESTELLTE SCHULBAUTEN: 

Projekt Art der Organlsation Ausblldungs- Baul< .in 
Flnanz. Jahr der 
Kap.12 Bezugs-

Baumaßnahme plätze Mill.S 
Kap.64 fertigsten.u: 

Schwaz Neubau ORG 380 86,S 12 1979 
BHAK u.BHAS 570 
Sporthalle 

Telfs Neubau ORG 270 57,652 12 1976 
BHAK 270 

Wörql Neubau BRG 600 90,0 64 1973 
BHAK u.BHAS 450 

Zell/Ziller Neubau FS f.Tourism. 270 14,0 12 1978 

DERZEIT IN BAU BEFINDLICHE PROJEKTE: 

Wörql Neubau FS f.w.Frb. 240 86,9 12 1985/86 

Stams Neuunter- AHS 
brinqunq AufbauORG 480 12 1985/86 

DERZEIT IN PLANUNG BEFINDLICHE PROJEKTE: voraussicht: 
Baubeqinn 

Innsbruck-Innrain Erweiterung HTBLA 150,0 64 19B5 
Anichstr. 

Innsbruck, Turnsaal BG 36,0 64 1985 
Reithmannstr. 

Innsbruck, Dachausbau BRG 20,0 64 1985 
Adolf-Pichlerpl. 

Innsbruck- Neubau BLA f.w.Frb. 150,0 64 1985 
Höttinq 

St.Johann/T. Zu-u.Neub. BG 125,0 64 1985 
FS f.Fremdv. 

Kufstein Zubau HBLA f.w.Frb. 650 21,7 12 1985 
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1> e.il Q. tj e 01 ~ 

Mittlere und höhere berufs- Zuweisung 1980 Zuweisung 1981 Zuweisung 1982 Zuweisung 1983 
611aenae [efirans(al[en 

, An lagen Aufwen- Anlagen Aufwen- Anlagen Aufwend- Anlagen Aufwen- • 
Ti Ra L dungen dungen dungen dungen 

UT 3 UT 8 UT 3 UT 8 UT 3 UT 8 UT 3 UT 8 
~--- ---- ---~- -- - - ---- I 

TAU SEN 0 S CHI L L I N G 

.. 

Technische und gewerbliche 
8110 10 212 Lehranstalten 1~1."1 142.40 Ao 2-12 2.--t (.) S4- ';) L, C'(.J ~<":J ~LIS 

Sozialakademien, Lehran-
stalten für frauen-, Frem- l, 1-;0 [)106 ~ L)L)/1 ·-10 b<-)o ~ 09.l- -14- 't11 '2 ~'S4--denverkehrs- und SozIaI- NU . 1 S" L)Uf.,) 

berufe 
I 

Handelsakademien und 
~ bL/-(1 

I 

Hande lsschu len 1u ~LlL) 10 '\l'-t '10 ~~96 ~ Yf1 -"14- v'i'1 2. 1-1S ;( Sli L,~; 

10 '34-:) /\L ~'15 
.. 

'.~·2 2l:·~ .1':3 1 1 0 ~2.C;Y7 .35 ':)2lo L.y g~o '" -i Ol,}t-:, 
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Im Rahmen der Maßnahmen der Bundesregierung,. im " 

Bundesland Tiral den Wachtumsvorsprung zu halten und den 

hahen Beschäftigungsstand zu sichern, wurden im Stellenplan 

für das Jahr 1984 folgende zusätzliche Nichtlehrer-Planstellen 

zugewiesen: 

i 
Planstellenbereich: Dienststelle: Planstellen: !Summe: 

l/a l/b I/c Il/d 11/041II/05 
I 
, 

Schulaufsichtsbehörden LSR.f.Tiral 1 1 2 
'" 

SchulpsyChologie- LSR.f.Tirol 1 1/4 11/4 Bildungsberatung 

Allgemeinb. höhere f.Schulen in Ibk. 
1/:2 

1
11

/
2 Schulen u. Kufstein 2 

I 

~nvikte und Schülerh. BK.Lienz 1 I 1 OUlg.bild.) 
I 
I 

Techn. und gewerbl. f. SChulen in Imst 1/2 1 2 I 31/2 Lehranstalten und Ibk. i 

Sozialakad.- LA.f.FV.- f. Schulen in Ibk., i 
I 

Frauen- u.Sozialberufe St. Jahann/T., ... I 

31/2 2 Y2 1 

j Kufstein, '_ienz 
und Zel1/~. 

Handelsakademien und - f. Schulen in Hall/T. 1 1 1/2 1 2
1
/2 Handelsschulen u. Telfs 

li 

Summe: 11153/4 

Im Rahmen der Maßnahmen der Bundesregierung, im 

Bundesland Tirol durch Fortsetzung der aktiven Arbeitsmarkt

politik den hohen Beschäft~gungsstand zu erhalten, werden im 

Stellenplan für das Jahr 1985 folgende zusätzliche Nichi

lehrer - Planstellen zugewiesen: 

Planstellenbereich: Dienststelle: Planstellen: Summe: 
I/b I/c lI/pS . 

Schulaufsichtsbehörden LSR.f.Tirol 1 1 

Allgemeinb.Höhere f. Schule in 1/2 1/2 Schulen Landeck 

Techn. und gewerbl. f. Schule im Imst 1/2 1/2 
Lehranstalten 

Sazialakad.- LA.f.FV.- f. Schule in Reutte ~ 1/2 1/2 
Frauen- u. Sazialberufa 

J 

Summe: 21/2 
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